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Bremen , Mai 1919.

8.

Verhandlungen der Nationalversammlung
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Verzeichnis der von der provisorischen Regierung
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Herr R . Dunkel präsidiert .

Eröffnung der Sitzung 4 Uhr 3 Minuten .

Präsident : Gegen das Protokoll der vorigen
Sitzung sind Einwendungen nicht erhoben.

Der Wahlkommissar teilt mir mit , daß die Herren
Heinrich Niebuhr , Hermann Meier und Pastor
Bode zu Mitgliedern der Nationalversammlung ge¬
wählt sind und die Wahl angenommen haben . Ich nehme
an , daß die Herren anwesend sind . Ich begrüße die

Herren im Namen der Nationalversammlung , Herrn
Pastor Bode , Herrn Meier und Herrn Niebuhr .

Herr Cunis zeigt seinen Austritt aus der Na¬
tionalversammlung an .

Eingegangen ist die Anzeige, daß der Senat für
die Verhandlungen der Nationalversammlung wegen
der Einheitsschule die Herren Bürgermeister
Hildebrand und die Senatoren Donath , Behle und Dr .
Roßmann zu seinen Kommissaren bestellt hat .



Eingegangen sind Mitteilungen des Senats vom
9 . Mai :

1 . Zuschläge zu den Gerichtskosten,
2 . Jahresbericht der Seefahrtschule für das Rech¬

nungsjahr 1918,
8 . Honorar des Gerichtsarztes ,

vom 18 . Mai :
Budget für das Rechnungsjahr l919 ,

und vom 14 . Mai :
1 . Antrag , betreffend Höhe der Armenunter -

stützungen:
Der Senat hat das Armenamt mit der von der

Nationalversammlung beschlossenen Berichterstattung
banftragt .

2 . Antrag , betreffend Verbilligung von Lebens¬
rnitteln :

Der Senat hat zunächst die Lebensmittelkommis¬
sion der Kriegsdeputation mit der von der National¬
versammlung gewünschten Prüfung beauftragt .

8 . Antrag , betreffend Unterstützung der Krieger -
familien :

Der Senat hat den Antrag der Nationalver¬
sammlung vorn 9 . Mai d . I . an die Kommission we¬
gen Unterstützung der Familien von Militärmann¬
schaften und an die Kriegsdeputation zum Bericht
verwiesen.

4 . Weiterer Ausbau der Außeuweser.
5 . Jahresbericht über Kahrwegs Asyl für arme

sieche für 1918.

Eingegangen ist weiter ein Schreiben vom Ar¬
me n t a m t B r e m e n :

Auf Grund des § 3 des Gesetzes , betreffend den
armenpolizeilichen Arbeitszwang vom 21 . Januar
191 l sind vom Bürgeramte die folgenden Herren in
den Ausschuß für das Armenarbeitswesen als Bei¬
sitzer gewählt worden : Herr Richter Dr . Nolte¬
il i u s und Herr Anton Busch und als Stellvertreter -
Herr Richter A . v . Spreckelsen und Herr T h .
H e i n k e u . Es sind Zweifel darüber entstanden , ob
unter den gegenwärtigen Verhältnissen die Wahl der
genannten Herren noch zu Recht besteht , und wird
ergebenst ersucht , hierüber eine Entscheidung herbeizu¬
führen . Gegebenenfalls wird gebeten , eine Neuwahl
vornehmen zu lassen .

Falls seitens der Nationalversammlung kein
Widerspruch erfolgt , nehme ich an , daß sie damit einver¬
standen ist, wenn die genannten Herren vorläufig ihre
Tätigkeit fortsetzen . Widerspruch erfolgt nicht .

Des weiteren ist eine Eingabe eingegangen
von den Vorständen des Architekten- und Ingenieur -
Vereins Bremen , des Bundes deutscher Architekten,

Ortsgruppe Bremen , der deutschen freien Architekten¬
schaft, Zweigverein Bremen , des Verbandes deutscher
Diplomingenieure , Bezirksvereiu Bremen , und des Ver¬
eins der technischen Beamten und Angestellten des
höheren Verwaltungsdienstes in Bremen . Die Herren
u ünschen die sofortige Wiederbesetzung der Stelle des
Leiters des Baupolizeiamts durch einen Fachmann ,
nicht mehr durch einen Juristen .

Folgende Anträge sind eingegangen :
1 . ein Antrag Fanth und Genossen :

Die Nationalversammlung beschließt die Nieder-
setzung einer Kommission von 18 Mitgliedern mit
der Aufgabe , zu beraten und zu berichten über die
Vergesellschaftung der Bremer Stra¬
ße n b a h n .

Der Antrag kommt auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung .

2 . ein Dringlichkeitsantrag von Herrn
Hagedorn und Genossen :

Die Nationalversammlung hält eine Aufbesse¬
rung der Bezüge an Kranken - , Invali¬
den - und Unfallgcld entsprechend der ver¬
teuerten Lebenshaltung für unbedingt notwendig.
Sie beauftragt daher die vorläufige Regierung , von
den zuständigen Behörden einen schleunigen Bericht
darüber einzufordern , wie bis zur gleichzeitig beam
tragteu reichsgesetzlichen Regelung durch Zuschüsse
des bremischen Staates dem Notstände abgeholfen
werden kann.

Um eine Verzögerung nicht eintreten zu lassen,
kann über die einzelnen Fragen vorab Bericht erstat¬
tet werden .

Zugleich ist die Reichsregierung zu ersuchen ,
baldmöglichst in eine Beratung darüber einzutreten,
wie durch Aenderung der in Frage kommenden Gesetze
bzw . durch Notgesetze die Aufbringung der Mittel
ganz oder teilweise auf Kosten des Reiches zu ermög¬
lichen ist .

Wir werden über die Dringlichkeit abstimmen,
wenn ich die übrigen Anträge vorgelesen habe.

8 . ein Antrag des Herrn Hoskamp :
Die Nationalversammlung ersucht den Senat ,

die Steuerdeputation mit einem schleunigen Bericht
darüber zu beauftragen , ob mit Rücksicht auf die starke
Geldentwertung im laufenden Steuerjahre 1919 Ein¬
kommen unter 1800 von der Besteuerung freige¬
stellt und die Grenzen für Steuerermäßi¬
gungen nach § 11 des bremischen Einkommen¬
steuergesetzes vom 28 . Februar 1910 von 1500 ^
bzw . 3000 auf 3000 bzw . 4500 - L verlegt wer¬
den können .

Der Antrag kommt auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung .
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4 . ein Alltrag von Herrn Dr . Künkler :

Antrag , betreffend Mietverhält -
nisse im Landgebiet .

Die Nationalversammlung wolle beschließen :
den Senat zu ersuchen , angesichts der im Landgebiet ,
besonders in Arsten und Habenhausen bei der Ver¬
mietung von Wohnungen herrschenden Mißstände
die zuständigen Behörden allzuweisen, auf Grund der
Verordnung über Maßnahmen gegen Wohnungs¬
mangel (§§ 4, 9) oder der Verordnung zur Behebung
der dringendsten Wohnungsnot mit Beschleunigung
dafür Sorge zu tragen , daß den Arbeitern und Ange¬
stellten , denen bisher Wohnungen gegen die Verpflich¬
tung zu ländlichen oder sonstigen Arbeiten von den
Grundbesitzern vermietet waren , diese Wohnungen
auch bei Aufhebung dieser Verpflichtung überlassen
bleiben, indem lediglich ein billiger Mietzins festge¬
setzt wird , sofern aber angenommen werden sollte ,
daß die angeführten Verordnungen keine genügende
Handhabe hierzu bieten , bei der Reichsregierung auf
einen entsprechenden Ausbau derselben hinzuwirken .

Der Antrag kommt auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung .

5 . ein Dringlichkeitsantrag des Herrn
Wenhold :

Die Nationalversammlung wählt in der heutigen
Sitzung einen 13gliedrigen Haushaltsaus¬
schuß (Budgetkommission) und eine 7gliedrige
Juristische Kommission . Diesen Ausschüs¬
sen werden die Aufgaben und Befugnisse der ent¬
sprechenden Kommissionen in der früheren Bürger -
schaft übertragen .

Sämtliche Anträge sind genügend unterstützt, bis
auf den Antrag Wenhold.

Der Antrag Wenhold wird genügend unterstützt.
Präsident : Wir kommen nunmehr zur Ver¬

handlung über den Antrag auf Dringlichkeits¬
erklärung des Antrages Hagedorn be¬
treffend Aufbesserung der Kranken - ,
Invaliden - und Unfallgelder .

Peine (M .-S .) : Unsere Fraktion unterstützt die
Dringlichkeit.

Die Dringlichkeit wird angenommen .
A . Hagedorn (U . S . ) zur Geschäftsordnung :

Ich möchte bitten , daß wir diesen Antrag an dritter
Stelle behandeln , damit auch die Möglichkeit gegeben
wird , ihn heute tatsächlich zu verhandeln .

Präsident : Herr Hagedorn , ich habe an sich
nichts dagegen einzuwenden, ich schlage aber vor , wenn
die Dringlichkeit wegen der Vorschläge des Herrn Wen¬
hold angenommen ist , daß wir erst

'
den Antrag Wen¬

hold und dann Ihren Antrag zur Erledigung bringen .
Hagedorn (U . S .) : Einverstanden .

Antrag Wenhold betreffend Wahl
eines 13gliedrigen Hanshaltsaus¬
schusses und einer 7gliedrigen Kom¬
mission .

Präsident : Wünscht jemand das Wort über
die Dringlichkeit? Das ist nicht der Fall .

Die Dringlichkeit wird angenommen.
Präsident : Dann werde ich den Antrag Wen¬

hold nach Punkt II der Tagesordnung zur Erledigung
bringen und den Antrag Hagedorn anschließend vor
Punkt III .

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten , möchte
ich noch bemerken, daß der Antrag VIII auf Wunsch
des Herrn Antragstellers heute nicht zur Verhandlung
kommt .

Ferner möchte ich bemerken , daß Punkt XII eben¬
falls heute nicht zur Verhandlung kommt . Ich habe
mit Zustimmung des Geschäftsvorstandes bei der Regie¬
rungskanzlei beantragt , daß diese sämtliche Verord¬
nungen den Mitgliedern gedruckt zugehen läßt . Sobald
die gedruckten Verordnungen in den Händen der Mit¬
glieder sind , werde ich diesen Punkt an die Spitze der
Tagesordnung setzen , damit dann Anträge gestellt wer¬
den, die dann später in der üblichen Weise erledigt wer¬
den, ohne daß die Anträge begründet werden.

Wir treten in die Tagesordnung ein.
I . Mitteilung des Senats vom 6 . Mai .

1 . Einsetzung einer Versassungsdeputation .
Präsident : Die Debatte ist eröffnet. Wünscht

jemand das Wort ? Das ist nicht der Fall , die Debatte
ist geschlossen.
2. Wahl der Kommission betr . Beamtengehalte , Teu¬

rungszulagen , Amtsbezeichnungen usw .
Präsident : Ich bitte um Vorschläge .
Peine (M .-S .) : 1 . Wahnschaffe , 2 . Blanke,

3 Tiedermann , 4 . Schindelhauer , 5 . Hvskamp.
Wenhold (D .) : 6 . Henrici , 7 . Knies , 8 . Stich-

nath .
Drettmann ( N . S . ) : 9 . Schmidt , 10 . Lüdeking .
Karkmeyer (L .-V .) : 11 . Bensmann , 12 . Mar¬

burg .
Präsident : Ich bitte um Vorschläge für das

dreizehnte Mitglied , das eigentlich die Kommunisten zu
stellen hätten , die aber nicht anwesend sind .

Drettmann (U . S .) : Ich schlage Herrn Heuer
vor .

Karkmeyer (L .-V .) zur Geschäftsordnung:
Herr Präsident , meine Damen und Herren ! Wir kön¬
nen als viertstärkste Fraktion nicht zugeben , daß fortge¬
setzt seitens der U . S . der Platz der Kommunisten bean
sprucht wird .
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Lüdeking (11 . S .) zur Geschäftsordnung :
Meine Damen und Herren ! Die Sache liegt so , daß
die U . S . denselben Anspruch auf den dritten Platz haben
wie die Mehrheitssozialisten auf den fünften . Also
haben auch die Mehrheitssozialisten nicht ständig

"den
Anspruch auf den fünften Platz . Beide haben einen
Neberschuß von acht Mitgliedern . Die Mehrheitssozia¬
listen haben 68 und wir haben 38.

Präsident : Ich möchte Herrn Lüdeking zur
Aufklärung sagen, daß nach der Ausrechnung nach dem
Proportionalshftem die Mehrheitssozialisten wohl An¬
spruch auf den fünften Platz haben , aber ich persönlich
stehe auf dem Standpunkt — die Entscheidung darüber
muß ich natürlich der Versammlung überlassen — daß
die 11 . S . einen größeren Anspruch am den dreizehnten
Platz haben als der Landesverband , denn die 11 . S . hät¬
ten den Anspruch auf den vierzehnten Platz , wenn wir
eine Kommission von 14 Mitgliedern zu wählen hätten .

Hagemey . er (L .-B . ) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Es mag im einzelnen Falle rich¬
tig sein , aber die Sache liegt doch so , daß man nun nicht
diesen umstrittenen Platz ohne weiteres einer Partei ein¬
räumen kann , die darauf nicht mehr Anspruch hat als
die andere . Ich weise darauf hin , daß auch in andern
Parlamenten darüber Verständigungen stattfinden .
Wenn der Landesverband z . B . ein Dritte .̂ Anspruch
hätte und die andern zwei Drittel , so würde die Vertei -

- lang so sein , daß diesmal diese und das andere Mal jene
Partei berücksichtigt würde . Vielleicht kommt es so aus ,
daß die einen viermal und die andern einmal berück¬
sichtigt werden . Das muß geprüft werden , und darüber
müssen Vereinbarungen stattfinden , ebenso wie die 11 . S .und der Landesverband sich darüber verständigenwürden , in welchem Maße die eine Fraktion und in
welchem Maße die andere Fraktion Vertreter in die
Kommission hineinschicken will . Ich glaube , daß dar¬
über auch eine Verständigung sehr leicht möglich seinwird . Da die Verständigung heute noch nicht hecbeige-
sührt ist , glaube ich vorschlagen zu sollen — Herr Kark-
meyer wird sicherlich damit einverstanden sein — daßwir in diesem Falle dem Vorschlage der U . S . folgen,für die nächste Stelle , die in Frage kommt , aber eine
Verständigung in Aussicht nehmen.

Wen hold ( D .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Die Zahl von 13 Mitgliedern ist festgesetzt
unter Anrechnung einer Zahl von 200 Mitgliedern der
Nationalversammlung . Wenn nun die 15 Mitglieder
der kommunistischen Fraktion sich dauernd von den
Sitzungen fern halten , so würde es vielleicht richtig sein ,
eine Neueinteilung vorzunehmen auf Grund der Zahl
von 185 Mitgliedern . Das würde zweifellos ein gerech¬
tes Ergebnis zeitigen . Ich meine aber , nachdem wir
einmal uns auf 13gliedrige Kommissionen geeinigt
haben , daß es da wünschenswert ist, über die Besetzung
jeweils des dreizehnten Sitzes eine Verständigung her¬

beizuführen , weil es gewisse Kommissionen gibt, wo
Wert darauf gelegt werden muß , daß dort die Sachkunde
dieses oder jenes Mitgliedes vertreten ist . Ich schlage
vor , daß wir heute so verfahren , wie von den U . S . ge¬
wünscht wird , daß aber im übrigen die Fraktionen sich
über die Ergänzung der Kommissionen einigen . Des¬
halb brauchen wir nns heute Wohl nicht mehr darüber ^
zu unterhalten .

Präsident : Ich möchte darauf hinweisen , daß
wir heute dieselbe Frage bei der Wahl der Budgetkom¬
mission schon wieder haben werden . Wenn ich den Her¬
ren einen Vorschlag machen darf , dann ist es der , daß die
Herren für diesmal auf den Sitz in der Konimission ver¬
zichten , dann haben sie dreimal den Sitz bekommen ,
während der Landesverband ihn dann erst einmal hat.

Dr . Künkler <U . S .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Wir müssen grundsätzlich auf deni
Anspruch auf den dreizehnten Sitz bestehen . Es ergibt
sich aus allgemeinen Grundsätzen nichts für einen Aus¬
gleich , wie ihn Herr Hagemeyer vorschlägt, sondern es
ist im einzelnen Falle festzustellen , wieviel Sitze auf die
einzelnen Fraktionen nach ihrem Stärkeverhältnis ent¬
fallen . Ebensowenig ist der Vorschlag des Herrn Wen¬
hold begründet , daß die Kommunisten als dauernd der
Nationalversammlung nicht augehörig erklärt werden
sollen . Sie gehören in sie hinein , denn sie haben ihr
Ausscheiden nicht mitgeteilt . Dashalb kann nicht eine ^andere Zahl als die volle Mitgliederzahl der National - >
Versammlung der Berechnung des Verhältnißes zu¬
grunde gelegt werden . Wenn wir uns vorbehalten , in
einzelnen Fällen aus den von Herrn Wenhold angeführ¬
ten besonderen Gründen der Zweckmäßigkeit dem Lan¬
desverband einen Sitz zugestehen , dann ist das eben ei »
besonderes Zugeständnis . Grundsätzlich müssen wir den
Sitz für nns in Anspruch nehmen.

Karkmeyer (L .-V .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Wir können nicht anerkennen,
daß die U . S . ohne weiteres über den dreizehnten Sitz
verfugen . Die Verfügung über den dreizehnten Sitz
im einzelnen Falle steht der Nationalversammlung zu .
Ich darf aber zu unseren Gunsten ausführen , daß wir
bereits für drei Kommissionen auf den dreizehnten Sitz
verzichtet haben , nämlich für die Geschäftsordnungskom¬
mission , die Kommission wegen der Einheitsschule und
die Kommission wegen der Zwangsviehversicherung.
Wenn man also nicht ganz schematich verfahren will ,
sondern im Sinne der Verabredungen , so meine ich ,
hätten wir Wohl einen Anspruch diesmal auf den drei -
zehnten Sitz , und ich erhebe im Namen meiner Freunde
diesen Anspruch.

Dr . Gildemeister (L .-V . ) : Ich schlage Herrn
Karkmeyer als dreizehnten vor .

Wenhold (D .) : Ich möchte folgenden Vermitt¬
lungsvorschlag machen : es ist notwendig , daß wir nach '
her wegen meines Antrages über die Budgetkommission
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uns um etwa zehn Minuten vertagen , und zwar des¬
halb , weil die eine Fraktion heute noch nicht hat Stel¬
lung nehmen können, da der Vorsitzende verreist war
.Ich möchte empfehlen, daß wir die vorliegende Frage
solange offen halten und dann in diesen zehn Minuten
versuchen , darüber zu einer Verständigung zu gelangen .

Präsident : Dann schlage ich vor , daß wir die
Sitzung sofort auf zehn Minuten vertagen , damit die
Fraktionen die Frage unter sich lösen . Ich halte es als
Präsident nicht für gerecht , daß in einer Frage , wo ich
persönlich auf dem Standpunkt stehe , daß den 11 . S . der
dreizehnte Sitz zukommt, wir die Mehrheit der Natio¬
nalversammlung so ohne weiteres entscheiden lassen .
Ich halte es deshalb für wünschenswert, daß eine Ver¬
ständigung darüber stattfindet . Ich vertage die Sitzung
um zehn Minuten .

Pause von 4 .00 bis 4 45 Uhr .
P räsid e u t : Die Sitzung ist wieder eröffnet.

Sind die Herrn anwesend, die hier zur Sache Vor¬
schläge machen wollen? (Zurufe : Nein !) Das ist nicht
der Fall . Dann möchte ich vorschlagen, daß wir diese
Sache aussetzen und vorläufig in unserer Tagesordnung
fortfahren , und zwar , indem wir zunächst über den

Dringlichkeitsantrag Hagedorn
verhandeln . Wir können nachher die Wahl vornehmen .

Der Dringlichkeitsantrag Hagedorn lautet :
Die Nationalversammlung hält eine Aufbesse¬

rung der Bezüge an Kranken - , Invaliden -
n nd 11 n f a l l g e l d entsprechend der verteuerten
Lebenshaltung für unbedingt notwendig . Sie ersucht
daher die Vorläufige Regierung , von den zuständigen
Behörden einen schleunigen Bericht darüber einzufor¬
dern , wie bis zur gleichzeitig beantragten reichsgesetz-
lichen Regelung durch Zuschüsse des bremischen Staa¬
tes dem Notstände abgeholfen werden kann.

Um eine Verzögerung nicht eintreten zu lassen ,
kann über die einzelnen Fragen vorab Bericht erstattet
werden.

Zugleich ist die Reichsregiernng zn ersuchen ,
baldmöglichst in eine Beratung darüber einzutreten ,
wie durch Aenderung der in Frage kommenden Ge¬
setze bzw . durch Notgesetze die Aufbringung der Mit¬
tel ganz oder teilweise anf Kosten des Reiches zu er¬
möglichen ist.

Hagedorn ( U . S .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Der Ausbau der Sozialversiche¬
rung wäre vornehmste Pflicht einer sozialistischen Regie¬
rung gewesen . Man hat sich aber damit begnügt , nur
Halbheiten zu schassen. So bleibt auch unser Antrag
nur Stückwerk . Immerhin muß versucht werden , die
größten Härten auszumerzen . Wir fordern in unserm
Antrage die Erhöhung der Bezüge an Kranken- , In¬
validen - und llnfallgeld . Dieses trifft gleichfalls für
die Renten der Hinterbliebenen zu . Wir setzen bei
unserm Antrage natürlich voraus , daß auch die Bedürf¬

tigkeit gegeben ist . Nur wünschen wir , daß über die
Frage der Bedürftigkeit nicht in dem engherzigen Rah¬
men wie bisher entschieden wird . Weiter sind wir der
Auffassung — das habe» wir zwar iu unserm Antrage
nicht zum Ausdruck gebracht — , daß die Sätze minde¬
stens auf die Höhe der Sätze der Erwerbsloseufürsorge
gebracht werden . Es wäre nun eigentlich Sache des
Reiches , hier einzugreifen . Aber die Langsamkeit, mit
der das Reich gerade in diesen Fragen arbeitet , zwingt
uns , in Bremen vorweg zu dieser Frage Stellung zu
nehmen. In den Fällen , wo das Reich nicht rechtzeitig
eingreift , müssen wir versuchen , die Not zu lindern . Iu
der Verordnung , welche über die Erwerbslosenfürsorge
herausgekommen ist , ist vorgesehen , daß bei denjenigen,
die die Möglichkeit zur Weiterversicheruug in einer
Krankenkasse haben, die Weiterversicherung seitens der
Gemeinde erfolgen soll, und daß solche , welche von der
Erwerbslosenfürsorge zu einer Krankenkasse angemeldet
sind , im Krankheitsfälle nur die Sätze der Krankenkasse
bekommen und nicht die Sätze der Erwerbslosenfürsorge
Die Leute werden also dafür , daß sie krank werden, ge¬
wissermaßen bestraft. Es entsteht eine Differenz , cre
bei einem männlichen Angestellten von über 21 Jahren
— an Erwerbslosenfürsorge bezieht er 00 von der
Ortskrankenkasse 29,75 <F — 6,25 . K wöchentlich be
trägt . Bei männlichen Angestellten von 16 bis 21 Jah¬
ren beträgt die Differenz ebenfalls 6,25 , /k . Von 11
bis 16 Jahren sogar 8 - -/ki Bei weibliche » Versicherten
verhält es sich ähnlich . Noch krasser tritt es in Erschei¬
nung bei denen, die als unständige Mitglieder der Orts¬
krankenkasse angehören oder Mitglieder der Dienstboten¬
krankenkasse sind . Unständige Mitglieder sind solche ,
welche im Hafen beschäftigt werden, Reinmachesranen
usw . , also diejenigen Kreise der Versicherten , welche keine
regelmäßige Beschäftigung ausüben und keinen ständigen
Arbeitgeber haben . Der Ortslvhn ist hier als Grund -
lvhn festgesetzt, und dieser ist natürlich seb/ minimal .
Eine Differenz ist hier zu verzeichnen bei den männ¬
lichen Angestellten über 21 Jahre von 22 . /k , von 16
bis 21 Jahren von 15 von 14 bis 16 Jahren von
8,70 -F wöchentlich . Dadurch , daß die Versicherte »
krank werden̂ , erhalten sie also einen erheblichen Ausfall
gegenüber der Erwerbslosenunterstützung . Die Kranken
kassen zahlen an Krankengeld im allgemeinen die Halste
des Grundlvhnes . Es sind nur sehr wenige Kranken¬
kassen , die über diese Sätze hinausgegangen sino . Wäh¬
rend der höchste Grnndlohn vor dem Kriege 6 - ^ betrug,
ist er im Kriege auf 10 ---ik erhöht worden. Es besteht
zwar die Möglichkeit, daß die Krankenkassen oie erwerbs¬
unfähigen Mitglieder nach der Anzahl der Familien¬
angehörigen unterstützen können . Es ist aber heute den
Krankenkassen nicht möglich , die Kassenleistungen zu er¬
höhen, weil sie durch die lange Dauer des Krieges ganz
außerordentlich in Anspruch genommen lind . Durch
den Ausbruch von Epidemien, infolge der allgemeinen
Unterernährung usw . sind den Krankenkassen bereits
Niesenlasten auferlegt worden, so daß die Beiträge der
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Kassenmitglieder bereits eine enorme Höhe erreicht
haben . Man kann heute nicht mehr die Beiträge er¬
höhen, sondern muß versuchen , die Aufbringung der
Mittel auf einen größeren Kreis Hinzulegen. Wenn
nun dem Kranken die Möglichkeit gegeben ist , nach sei¬
ner Genesung vielleicht

' das wieder auszugleichen , was
er durch seine Krankheit verloren hat , so ist dieses bei
dem Invaliden nicht der Fall . Die Invalidenrenten
sind derartig minimal , daß man beim besten Willen
nicht davon reden kann, daß es noch eine Sozialver¬
sicherung ist . Früher wurde uns gerade von oer rechten
Seite entgegengehalten , daß die Sozialversicherung die
Volkswirtschaft zu stark belaste. Aber wir haben auf der
andern Seite Milliarden über Milliarden für unproduk¬
tive Zwecke ausgegeben , und deshalb müssen jetzt auch
Mittel vorhanden sein, um die Invaliden angemessen zu
unterstützen. Die niedrigste Invalidenrente , die heute
gezahlt wird , beträgt 10 -4/ im Monat , die höchste 30 .F
(Hört , hört ! ) , im Durchschnitt 18 bis 24 Dazu
kommt ein Reichszuschnß von 8 ^ monatlich seit Fe¬
bruar vorigen Jahres . Außerdem erhalten Kinder
unter 15 Jahren ein Zehntel der Invalidenrente . Es
stellt sich so , daß ein Mann mit Frau und vier Kindern
bei einer Durchschnittsinvalidenrente von 20 Ach dazu
8 -7̂ Reichszuschuß und 8 - /( für die Kinder erhält , ins¬
gesamt also 36 monatlich für eine sechsköpfige Fa¬
milie . (Fortgesetzte Unruhe .) Die Altersrenten bewe¬
gen sich zwischen 15 bis 20 Aci monatlich zuzüglich8 ^ Reichszuschuß. Ich wundere mich , daß von der
rechten Seite so wenig Aufmerksamkeit gezeigt wird .

Präsident : Darum haben Sie sich nicht zukümmern, ob Ihre Ausführungen aufmerksam entgegen¬
genommen werden oder nicht ; das ist meine Sache.
(Zuruf von Lindau .) Ich verbitte mir die Zwisch mrufe .

Hagedorn (U . S .) : Wenn ich Ausführungen
mache, so sind diese nicht für meine Parteigenossen be¬
stimmt, sondern für die Gegenseite.

Präsident : Ich bitte , sprechen Sie zu Ihrem
Antrage .

Hagedorn (U . S .) : Die Witwenrenten sind
noch minimaler , sie betragen im Monat 6 bis 8 -F , dazu
kommt ein Reichszuschuß von 4 Die Waisenrenten
bewegen sich zwischen 3 und 3,60 -F im Monat . Es liegt
mir ein Fall vor , darnach erhält eine 68jährige Witwe
6,90 Rente , 4 Reichszuschnß , das sind >0,90 ^
monatlich Unterstützung. Eine andere Witwe mit einem
Kinde erhält im ganzen Monat 14 Das schlimmstedabei ist , daß Voraussetzung für den Bezug von Wit¬
wenrente ist, daß die Witwe selbst invalide ist, sie selbst
also nicht imstande ist, Arbeiten auszuführen . Solche
Unterstützungssätze spotten tatsächlich jeder Beschrei¬
bung . Ich will nicht des näheren nachweisen, daß es
nicht möglich ist, mit solchen Renten auszukommen . Die¬
ses war nicht einmal in Friedenszeiten der Fall . Bei
der Invalidenversicherung ist eine Gesetzesänderung

notwendig , oder es muß ein Nvtgesetz geschaffen werden.
Bei den Krankenkassen dagegen ist die Möglichkeit ge¬
geben , die Sätze ohne Gesetzesänderung zu erhöhen.
Den Krankenkassendiese erhöhten Sätze aufzubürden ist,wie ich schon sagte, unmöglich . Die durchschnittliche
Unfallrente , die an einen völlig Erwerbsunfähigen ge¬
zahlt wird , beträgt 80 bis 100 dieses find die Sätze, ^
welche vor dem Kriege festgesetzt wurden und heute noch
gelten . Sie beziehen sich aber auf Unfälle , die vor dem
Kriege passiert sind . Infolge Steigerung der Arbeits¬
löhne sind die Renten zurzeit etwas höher . Die Durch¬
schnittsrente bei der Eisen- und Stahlgenossenschafl be¬
trägt jetzt 110 bis 130 -ckii. In allen diesen Fällen wird
auch der Reichszuschuß von 8 gewährt . Derselbe
kommt aber sonst nur zur Auszahlung , wenn die Rente
mindestens zwei Drittel der Bollrente beträgt . Es ist
ja bekannt, daß bei Berechnung der Unfallrente der Ar¬
beitsverdienst bis 1800 voll und darüber hinaus nur
zu einem Drittel angerechnet wird , so daß bei 1800
die Rente 1200 bei 3000 1466 beträgt und
bei einem Verdienst von 3600 ^ 1600 also monat¬
lich 133 Diese Renten werden gezahlt ohne Rück¬
sicht auf die Zahl der Familienangehörigen . Die Wit¬
wenrenten betragen ein Fünftel des Jahresarbeitsver¬
dienstes. Wenn der Mann 3600 verdient hat , würde
dessen Witwe bei einem anrechnungsfähigen Jahres¬
arbeitsverdienst von 2400 -F — 480 -F pro Jahr er¬
halten . «»

Die Rente der landwirtschaftlichen Arbeiter ist noch
erheblich geringer . Das kommt daher , weil bei Berech¬
nung der Rente nicht der tatsächliche Verdienst , sondernder Ortslohn zugrunde gelegt wird . Ich hätte von der
provisorischen oder meinetwegen von der vorläufigen
Regierung erwartet , daß sie den Ortslohn bereits seit
längerer Zeit erhöht hätte .

Weiter möchte ich den Wunsch aussprechen, daß bei
der Reichsregierung beantragt wird , die Grenze für
Unfallverletzte von 1800 betr . Anrechnung des Jah¬
resarbeitsverdienstes zu erhöhen . Es kommt weiter in
Betracht , daß in den meisten Fällen die volle Unfall -
rente nur gezahlt wird , wenn das Heilverfahren noch
nicht abgeschlossen ist . Ist das Heilverfahren abgeschlos¬
sen , so ist die Berufsgenossenschaft bestrebt, die Rente zu
kürzen. Sie wissen sehr genau , daß einer , der nicht
über seine volle Arbeitskraft verfügt , obgleich er nur
sehr wenig Rente bekommt , auf dem Arbeitsmarkt nur
sehr schlecht Arbeit findet . Selbst unter der Regierung
Wilhelms II . hat man die Notlage dieser Kreise aner¬
kannt , dadurch, daß man Zulagen von 8 monatlich
gewährte . Diese Zulagen waren bereits derzeit schon
unzureichend. Man hätte aber von der jetzigen Reichs¬
regierung erwarten dürfen , daß sie diejenigen Krecke un¬
terstützt , auf diejenigen ihr Augenmerk gerichtet, die der
Unterstützung am meisten bedürfen . Die Kosten wurden
einstweilen vom bremischen Staat getragen n erden
müßen . Die Rentenempfänger legen aber Wert dar¬
auf und auch wir , daß solche Renten nicht den Rechts -
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charakter einer Armenunterstütznng annehmen . Der
Ausbau der Erwerbslosenfürsorge in diesem Sinne wäre
meines Erachtens sehr wohl möglich . Arbeitsfähigkeit
ist sowohl bei der Erwerbslosenfürsorge wie für den Be¬
zug von Kranken- nnd Jnvaliditätsunterstütznng und
bei denen, die einen Unfall erlitten haben , Voraus¬
setzung .

Wir haben dann in unserem Anrrage , weil die
Not der Kreise , die von uns vertreten werden , sehr groß
ist und keine Verzögerung eintreten soll, zürn Ausdruck
gebracht, daß über einzelne Fragen vorab berichtet wer¬
den kann , falls es der einen oder anderen Behörde nicht
möglich sein sollte , das betreffende Material schnell zu
beschaffen .

Dann gestatten Sie mir noch ein Paar Worre . Die
Zivilinvaliden haben an die provisorische Regierung ein
Schreiben gerichtet, welches auch ohne Frage die Oeffenr-
lichkeit interessieren wird . Sie haben darin Forderun¬
gen gestellt , bzw . Wünsche znm Ausdruck gebracht. Die
Forderungen lauten : Zuschüsse zu den Renten bis znr
rrichsgeietzlichen Regelung mindestens gleich den Sätzen
der Erweibslosenfürsorge . Freie Beiieü' rnng mitckünst -
licben Gliedmaßen usw . Fahrpreisermäßigung auf der
Straßenbahn gleich den Kriegsbeschädigten. Bessere
Binücksichtignng bei Verteilung von Krankeuernän -
ruugsmitteln ohne ärztliches Attest. Steuerfreiheit
auf die Renten . Keine Entlassung zugunsten der Kriegs¬
beil ädnckrn . Verstaatlichung der Blindenanstalt .

Die Regierung ist gar nicht in eure Prüfung tor -
nbe , eingetreten , sondern hat , der von alrersher herr¬
schenden Gewohnheit folgend, die Wünsche abgelehnt
in einer Weise , wie man sie von einer sogenannten so¬
zialistischen Regierung nicht erwartet hätte . Es ist in
der Antwort gesagt worden , daß die Erhöhung der In¬
validenrente und die Lieferung künstlicher Gliedmaßen
Reichssache sei . Man vertröstet die betressenden Kreise ,
einfach auf das Reich , ohne erst zu prüfen , ob wirklich
ein Bedürfnis vorliegt , ihnen zu helfen . Eine Ermäßi¬
gung des Fahrpreises auf der Straßenbahn für die
Invaliden sei in dem Vertrage nicht vorgesehen . Füh¬
lung hat man dieserhalb mit der Straßenbahn nicht
genommen. Bei der Krankenernährung finden die
ärztlichen Gutachten für die Zivilinvaliden nur sehr
wenig Berücksichtigung . Daß für alte Leute die Not¬
wendigkeit vorliegt , ihnen mehr Nahrungsmittel zu
geben , zeigt die Zahl der während des Krieges gestorbe¬
nen älteren Leute. Hinsichtlich des Wunsches auf Steuer¬
freiheit wird gesagt , daß dieses den Steuergesetzen wider¬
spreche . Es solle aber bei der Frage des Einkommen¬
steuergesetzes erneut geprüft werden . Die Entlassung
von Hilfskräften beruhe auf Anordnung des Reiches .
Auch da hätte die Regierung sagen sollen , daß sie mög¬
lichst versuchen wolle , daß alte Invaliden , die auf Ar¬
beit angewiesen sind , ihre Beschäftigung beibehalten kön¬
nen . Für die Verstaatlichung der Blindenanstalt seien
keinerlei Gründe angeführt . Diejenigen , welche diesen

Beschluß gefaßt haben, haben früher den '
Grundsatz ver¬

treten , daß alle derartige Anstalten verstaatlicht wer¬
den , daß sie aus Privathänden genommen werden müß¬
ten . (Zuruf : Das war früher .) Man hätte darum er¬
warten dürfen , daß , wenn diese Kreise an die Regierung
herantreten , sie nicht nach alter Gewohnheit abgespeist
werden . Man soll sie nicht aui Gesetze und alles mög¬
liche verweisen, anstatt ihnen Hilfe angedeihen zu lassen .

Meine Damen nnd Herren ! Ich habe mit kurzen
Worten (Heiterkeit) Ihnen klar gemacht - -- ich könnte
ja noch viel weiter ausholen , um Ihnen die Notlage
vor Augen zu führen - und hoffe , daß Sie unserem
Antrage zustimmen.

Präsident : Die Verhandlung ist geschlossen .
Der Antrag wird angenommen .

Präsident : Wir fahren jetzt fort in der

Wahl einer IZgliedrigen Kommission betr. Bcamten-
gehalte, Teurungszulagen, Amtsbezeichnungen usw.

Ich bitte um Vorschläge für den dreizehnten Platz .
Drettmann : Ich schlage Herrn Heuer vor .
Präsident : Erfolgen weitere Vorschläge ?

Das ist nicht der Fall . Dann lautet der Wahlanssatz :
l . Wahnschaffe , 2 . Blanke , 3 . Tiedermann , 4 . Schindel¬
hauer , 5 . Hoskamp, 6 . Henrici , 7 . Knies , 6 . Stichnath ,
9 . Schmidt , 10 . Lndeking, l l . Bensmann , >2 . Marburg ,
13 . Heuer.

Die Wahl kauu durch Akklamation erfolgen, falls
kein Widerspruch dagegen erhoben wird . Widerspruch
erfolgt nicht . Damit sind die 13 Herren gewählt.

Wir kommen zu dein dringli ch e n A n t r a g
Wenhold , betreffend die

Wahl eines IZgliedrigen Haushaltsausschussrs und einer
7gliedrigen Budgetkommission .

Diese Ausschüsse werden die Aufgaben nnd Befug¬
nisse der entsprechenden Kommissionen der früheren
Bürgerschaft haben . Ich bitte » m Vorschläge . (W e n -
hold (D .) : Es muß erst der Antrag angenommen
werden !) Ich bitte um Entschuldigung, es ist richtig ,
darüber ist n.och nicht abgestimmt.

Wenhold : Der Antrag spricht für sich selbst ,
eine Begründung ist nicht notwendig.

Der Antrag Wenhold wird angenommen.

Präsident : Ich bitte um Vorschläge ür den

Haushaltsausschuß .
Peine (M .-S .) : 1 . Blvme, 2 . Schröder , 3 . Wil¬

lig , 4 . Fricke , 5 . Bußmaun .
Wenhold (D .) : 6 . Degenhardt , 7 . Hormann ,

8 . May .
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Vögeding (U . S .) : 9 , Amelnng , 10 . Aug .
Hagedorn .

Dr . Gilde me i ster ( L .-V . ) : 11 . Walfemrnn ,
12 . Bensmann .

Vögeding <U . .S ) : 18 . Lindau .
Präsident : Weitere Vorschläge erfolgen nicht .

Wenn ich keinen Widerspruch höre , nehme ich an , daß
Sie damit einverstanden sind , daß die 13 Herren per
Akklamation (Zuruf !) gewählt werden . Widerspruch
erfolgt nicht . Damit sind die 13 Herren gewählt .

Wir kommen zur Wahl der 7gliedrigen
Juristischen Kommission .

Wenhold (D .) : Leider sind in den Fraktionen
nicht so viele Juristen , daß für die Juristische Kommis¬
sion die Wahl nach der Stärke der einzelnen Fraktionen
vorgenommen werden kann . Diese Kommission hat ja
aber auch nur formale Aufgaben zu erfüllen und keine
Entscheidungen zu treffen . Darum erscheint es Wohl zu¬
lässig , in diese Kommission sieben Juristen zu wählen ,
ohne daß auf das Stärkeverhältnis der einzelnen Frak¬
tionen dabei Rücksicht genommen wird . Ich erlaube
mir folgende sieben Herren vorzuschlagen: 1 . Präsident
Hobelmann , 2 . Richter Henrici , 3 . Dr . Künkler, 4 . Dr .
Hertel , 5 . Dr . Gildemeister , 6 . Syndikus Rösing , 7 . Dr .
Wilckens .

Präsident : Erfolgen weitere Vorschläge? Das
ist nicht der Fall . Es wird vorgeschlagen, die Herren
per Akklamation zu wählen . (Garves : Durch Zuruf !)
Wenn kein Widerspruch erfolgt , nehme ich an , daß die
Herren per Akklamation gewählt sind . — Widerspruch
erfolgt nicht , damit sind die Herren gewählt . Ich möchte
Herrn Hormann bitten , die Budgetkommission einzube¬
rufen , die juristische Kommission bitte ich Herrn Hobel-
mann einzuberufen , die Kommission für Beamtengehäl¬
ter und Teurungszulage bitte ich Herrn Lüdeking einzu¬
berufen .

Dr . Künkler (U . S .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Dürfte es sich nicht empfehlen,um nicht bei jeder Wahl die Streitigkeiten wieder auf¬
kommen zu lassen , grundsätzlich über

'
die Frage zu ent¬

scheiden, wem bei einer dreizehngliedrigen Kommission
der dreizehnte Sitz gebührt?

Präsident : Ich bitte diese Frage heute nicht
zur Entscheidung zu bringen , da ich die Frage erst im
Geschäftsvorstande besprochen wissen möchte .
III . Antrag , betr . Neufassung des Geseßes, betr . die

Rechtsverhältnisse der Beamten.
Die Nationalversammlung wolle den Senat er¬

suchen, alsbald eine den jetzt bestehenden Verhältnis¬
sen Rechnung tragende Neufassung 5es Gesetzes vom
1 . Februar 1894 , betreffend die Rechtsverhältnisse der
Beamten , vorzulegen .

Präsident : Ich möchte vorab bemerke » , daß
ich die Anträge , über die wir jetzt verhandeln werden,
nicht mehr verlesen werde, da sie den Herren gedruckt
zugegangen sind .

Wahnschaffe (M . -S .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Vorweg möchte ich bitten , am
Eingang des Antrages die Fassung „ die Nationalver¬
sammlung wolle den Senat ersuchen " zu ändern in „ die ^
Nationalversammlung ersucht den Senat " .

Präsident : Das ist eine redaktionelle Aende¬
rung , über die wir wohl nicht abzustimmen brauchen.

Wahnschaffe (M .-S .) : Herr Präsident , meine
Damen und Herren ! Zu dem vorliegenden Antrage
möchte ich nur einige Erläuterungen geben , aus welchen
Gründen heraus wir ihn gestellt haben . Ich kann mich
uni so kürzer fassen , als es sich ja darum handelt , den
Senat um die Vorlage einer Neufassung des Gesetze -
zu ersuchen , bei deren Besprechung wir uns ja ein¬
gehender damit beschäftigen werden . Vorweg möchte
ich der Erwartung Ausdruck geben, daß die Sache durch
den Senat möglichst beschleunigt werden möge. Zur
allgemeinen Begründung des Antrages möchte ich
folgendes ausführen . Die Beamtenschaft, die eine
Aenderung des Gesetzes wünscht , hat sich den
neuen Zeitverhältnissen entsprechend damit befaßt ,
eine Entwicklung des Beamtentums in sozialer
und politischer Hinsicht in die Wege zu lei¬
ten . Die alten Zeiten sind vorüber , die freiheit- »
liche Entwicklung der Dinge hat den alten Bevormun¬
dungsgeist beseitigt . Wenn ich auch nur , wie gesagt,
ganz allgemein den Antrag begründen möchte , so will
ich doch an der Hand einer Sonderbestimmung den Be¬
weis erbringen , wie unzulänglich die Bestimmungen
über die Rechtsverhältnisse der Beamten für die heutige
Zeit geworden sind . Ich nehme da als Beispiel dea
tz 25 des Gesetzes , welcher lautet :

Jeder Beamte hat die Verpflichtung , das ihm
übertragene Amt der Verfassung , den Gesetzen und
den von seinen Vorgesetzten innerhalb ihrer amtlichen
Zuständigkeit getroffenen dienstlichen Anordnungen
entsprechend gewissenhaft wahrzunehmen und durch
sein Verhalten in und außer dem Amte der
Achtung, die sein Beruf erfordert , sich würdig zu
zeige».

Und dazu besagt der § 73 :
Ein Beamter , welcher die ihm obliegenden

Pflichten (§ 25 ff .) verletzt, begeht ein Dienstvergehen
und hat die Disziplinarbestrafung verwirkt . (Sehr
richtig !) ,

Ich höre da von der rechten Seite des'
Hauses den

Ruf „ Sehr richtig"
. Ja , meine Herren , für die Be¬

amten und allein für diese halten Sie das für sehr rich¬
tig . Aber nehmen Sie doch einmal an : der Beamten¬
stand ist doch nicht der alleinige Stand in unserm
Staatswesen , es gibt doch noch andere Stände , die auch
bestimmte Aufgaben zu erfüllen haben und an bestimmte
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Standesbegriffe gebunden sind . Ich will nur einmal
den Handelsstand herausgreifen . Nehmen wir an , ein
Handelsherr würde sich innerhalb feines Standes durch
irgendwelche Geschäfte unmöglich machen ; dann würde
man ihn vielleicht zwingen, moralisch zwingen , aus dem
Kreise seiner Standesangehörigen auszuscheiden. Hin¬
gegen kann ein Beamter , wenn er außerhalb des Dien¬
stes, also in keiner Berührung mit seinem Dienste , sich
eines Vergehens schuldig macht , außer der Verantwor¬
tung vor dem öffentlichen Strafrecht disziplinarisch zur
Verantwortung gezogen werden . In sehr vielen Fäl¬
len, wo ein Straffall aus dem öffentlichen Recht nicht
konstruiert werden konnte , haben wir dann gesehen , daß
dann dieser § 25 herangezogen wurde . Obwohl in sol¬
chen Fällen nach öffentlichem Recht nichts Belastendes
vorgebracht werden konnte, hat man dem Betreffenden
dann gesagt : Du haft dich doch vergangen , indem du
außerhalb deines Amtes nicht die Würde deines Stan¬
des gewahrt hast. Infolgedessen sind im Disziplinar¬
wege Beamte schwer gemaßregelt , in vielen Fällen sogar
ihres Amtes enthoben worden , so z . B . Beamte und
Schullehrer , wegen ihrer politischen Gesinnung . Alles
das ist auf die strenge Handhabung des § 25 zurückzu¬
führen . Wenn man alles das , was außerhalb eines
Standes liegt, mit demselben Maße messen würde , so
würde das im Zivilleben zu ganz unhaltbaren Zustän¬
den führen . Aus dieser Erkenntnis heraus hat sich die
Beamtenschaft eingehend mit der Beamtengesetzgebung
befaßt und erhebt eine Summe von Wünschen , die fol¬
gendermaßen lauten :

1 . Neuregelung der Rechtsverhältnisse der Beamten
unter Beachtung der neuzeitlichen politischen und
sozialen Verhältnisse.

2 . Insonderheit durchgreifende Aenderung der Be¬
stimmungen über das Disziplinarverfahren .

3 . Allgemeine Regelung der Anstellungs - und Beför¬
derungsverhältnisse der Beamten unter Beachtung
der Gleichberechtigung.

4 . Neuordnung des Besoldungswesens und der Be¬
stimmungen über Ruhegehalt und Pensionen .

5 . Umwandlung der Jahrgeldsberechtigung in Ruhe¬
gehaltsberechtigung.

6 . Neufassung des Gesetzes betreffend Fürsorge für
Beamte und Angestellte und deren Hinterbliebene
infolge von Betriebsunfällen .

7 . Errichtung von Krankenkassen für Beamte , deren
Angehörige und Hinterbliebene unter Beihilfe des
Staates .

8 . Errichtung von Heilstätten und Erholungsheimen
für Beamte durch den Staat .

9 . Gesetzliche Festlegung von Beamtenkammern und
Beamtenausschüssen.

10. Umwandlung der Stellen der in Betrieben des
Staats und der Stadtgemeinde Bremen beschäf¬
tigten Angestellten in ruhegehaltsberechtigte Be¬
amtenstellen.

Ebenso bedarf der § 32 a , der in dem vorliegenden
Antrage des Herrn Hoskamp bereits angeführt worden
ist, einer Aenderung . Sie sehen also , meine Damen
und Herren , daß die Wünsche der Beamten sich durchaus
nicht zu weit hinaus bewegen in das Gebiet der Un¬
möglichkeit , obwohl sie eine ganze Serie von Neuerun¬
gen in sich schließen . Wir hoffen , daß die Nationalver¬
sammlung die Vorlage , wenn sie uns erreicht, mit Wohl¬
wollen prüfen und annehmen wird , um dem Beamten
im heutigen Staate sein Recht zu geben .

Der Antrag wird angenommen.
I V . Antrag , betr. Niedersetzung einer Kommission zwecks
Vereinfachung und Beschleunigung des Geschäftsganges

der bremischen Verwaltung .
Die Nationalversammlung setzt eine Kommis¬

sion von 13 Mitgliedern ein mit der Aufgabe, unter
Mitwirkung der Regierung und unter Hinzuziehung
von Beamten und anderen Sachkundigen die bremi¬
sche Verwaltung daraufhin zu prüfen , wieweit sich
eine Vereinfachung und Beschleunigung des Ge¬
schäftsganges herbeiführen läßt .

Professor Dr . Tjaden (D .) : Herr Präsident ,
meine Damen und Herren ! Von den drei Faktoren ,
welche den Staatsbetrieb im engeren Sinne aufrecht er¬
halten , sind durch die Ereignisse des letzten halben Jah¬
res zwei , Senat und Bürgerschaft, einer der Neuzeit
entsprechenden Aenderung unterzogen worden . Das
gleiche geschah aber nicht mit dem Verwaltungsapparat .
Und doch sind wir der Meinung , der wir auch schon
früher waren , daß auf diesem Gebiete außerordentlich
viel gebessert werden muß , daß es vor allem nötig ist,ein rasches und sparsameres Arbeiten des Verwaltungs¬
apparats zu ermöglichen. Wir haben es für nötig ge¬
halten , den Antrag einzubringen , und ich glaube nicht ,
daß es erforderlich ist , ihn des längeren zu begründen.
Ich möchte aber doch einige Tatsachen mitteilen , die
zeigen sollen , wie dringend notwendig es ist, daß auch
hier grundlegende Aenderungen geschehen. Sie haben
gehört, daß von feiten der Regierung wiederholt betont
worden ist, es fehle im Senat an Juristen . Das mag
richtig sein . Aber im Senat selbst sind eine Anzahl ju¬
ristischer Hilfsarbeiter , die nicht angemessen , die nicht
so beschäftigt werden , wie es nötig ist . Der Sekretär des
Senats , ein juristisch gebildeter Mann , hat das Senats¬
protokoll zu führen , eine Arbeit , die auch von Kanzlei¬
beamten ausgeführt werden kann. Weiter : in verschie¬
denen Deputationen sind Senatssyndiker als Protokoll
sührer . In verschiedenen Stellen , z . B . in Bremerhaven ,
sitzen juristische Beamte , von denen der eine Wohnungs¬
sachen in der Polizeiverwaltung zu erledigen hat in der
Art eines Amtsanwalts . Ich meine, da könnte doch ge¬
spart werden, und die Sache müßte sofort geregelt wer¬
den können , ohne daß man neue Kräfte einstellt. Ein
weiteres Beispiel : Ein Mann in Strom schickte eine Ein¬
gabe wegen baulicher Aenderungen an die Senatskom
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mission für Volksernähruug . Diese schickt die Sache in
doppelter Fassung an die Lebensmittelkommission. Von
hrer aus geht sie dem Gesundheitsrat und oon da weiter
dem Medizinalamt zu . Das zweite Exemplar geht oon
derselben Kommission an die Baupolizeibehörde und
von da zur Berichterstattung wieder an den Ge-
snndheitsrat . . Und nach einigen Monaten wird es so¬
weit sein , da geht die Sache an eine Stelle zurück, die
gar nicht zuständig ist . Das sind Dinge , die geändert
werden müssen . Wir haben in Bremen annähernd
90 Deputationen und Deputatiönchen , und das alles
bedingt eine Langsamkeit und Schwerfälligkeit der Ver¬
waltung , die nicht mehr der Zeit entspricht. Zu den
Arbeiten in den Deputationen werden bisher Beamte
nicht hinzugezogen . Es müßte aber anders gearbeitet
werden , gründlicher gearbeitet werden : wenn dabei auch
lieb gewordene Gewohnheiten über Bord geworfen wer¬
den , das wäre kein Fehler . Wir wünschen , daß die
ganze Sache einer Prüfung unterzogen werde, damit
etwas herausspringe , damit sachlich besser gearbeitet ,
damit auch eine Besserstellung der Beamten herbeige¬
führt und auch sparsamer gewirtschaftet werde . Ich
möchte schließlich den Wunsch aussprechen, daß die Ar¬
beiten bald in Angriff genommen werden . (Beifall .)

Hagemeyer (L .-V .) : Meine Damen und Her¬
ren ! Herr Obermedizinalrat Dr . Tjaden ist davon aus¬
gegangen , daß , wie Senat und Bürgerschaft Aenderun¬
gen erfahren haben , auch die Verwaltungsbehörden und
das Verfahren bei ihnen eine Umänderung erfahren
müßte . Das sind Sachen von außerordentlich weittra¬
gender Bedeutung . Wir sind auch davon überzeugt , daß
das eine unbedingte Notwendigkeit ist . Wir glauben
nur , daß dieser Antrag reichlich früh kommt . Das sagen
wir aus -rein sachlichen Erwägungen heraus . Die Kom¬
mission kann erst dann positive Arbeit leisten, wenn die
Verfassnngsdeputation , die erst heute beschloßen ist , we¬
nigstens eine Grundlage in der neuen Verfassung für
den Verwaltungsanfban gegeben haben wird . Wir
wissen noch nicht , ob eine Trennung der Staats - und der
Stadtverwaltung vor sich gehen wird , wir wissen noch
nicht , ob die Deputationen beibehalten werden , obgleich
ich das glaube . Es läßt sich noch nicht übersehen, ob an
die Stelle der Deputationen Aemter treten werden.
Bisher haben wir , abgesehen von der Polizeidirektion ,
dem Armenamt , keine selbständigen Aemter , ich erinnere
aber daran , daß in kleinerem Kreise schon von einem Ar¬
beitsamt , einem Wirtschaftsamt die Rede gewesen ist.
Wir wissen noch nicht, wie weit durch die Verfassungs¬
deputation die Deputationen zusammengelegt werden,
wie z . B . die zwei Deputationen und die Behörden , die
fetzt für Handel und Schiffahrt wirken, zusammengelegt
werden ; ebenso die Schulverwaltung , die sich in drei oder
vier Deputationen bzw . Behörden verzettelt , und der¬
gleichen mehr . Wir wissen noch nicht , welche Stellung
der Finanzdeputation unter der neuen Verfassung ein¬
geräumt werden wird .

Wir stimmen trotzdem dem Antrage zu , sind aber
der Meinung , daß er in seiner Fassung nicht weit genug
geht. Es handelt sich nicht nur um eine Beschleunigung
und Vereinfachung des Geschäftsganges der Verwal¬
tung , sondern , wie Herr Pros . Tjaden schon angedeutet
hat , um wesentlich mehr , um eine ganze Umwälzung,
die in ihren Wirkungen auch eine Vereinfachung und
Beschleunigung der Geschäfte zur Folge haben wird.
Es muß in der Kommission die Frage geprüft werden,
wie weit die Kompetenzen der Beamten gehen sollen in
der Erledigung der Aufgaben , die den Deputationen
bzw . den Behörden zugewiesen sind . Die Tätigkeit der
Oberbeamten und der mittleren Beamren muß eine
freiere Ausgestaltung erhalten . Es liegt jetzt so , daß
die Senatoren und Rechnungsführer , wie Herr Lauts
letzthin schon ausgeführt hat , sehr viele Kleinigkeiten zu
erledigen haben . Die Oberbeamten sind nicht in der
Lage , über Beträge von mehr als 300 ^ zu verfügen.
Die Verantwortlichkeit der oberen Beamten muß erwei¬
tert werden . Die Senatoren müssen bis jetzt die Arbei¬
ten auch der oberen Beamten auch in kleinen Dingen
überwachen. Darin kommt zum Ausdruck, daß man zu
den Beamten nicht das nötige Vertrauen hat , wie es er¬
forderlich ist, um den Beamten Freude am Wirken und
Schaffen zu geben . Den Beamten soll , muß und wird
eine größere Freiheit eingeräumt werden . Das wird
zur Folge haben , daß auch die Stellung der oberen und
mittleren Beamten eine bessere wird . Das wird auch ,
ihre Ausbildung , ihren Werdegang beeinflussen.

Weiter möchte ich darauf hinweisen, daß die Ge¬
schäftsführung und die budgetmäßige Behandlung in
den Deputationen völlig veraltet ist . Das vormalige
starre Verwaltungswesen muß neuen Einrichtungen
Platz machen , vielleicht Einrichtungen , wie wir sie schon
in der Kriegsdeputation haben . Es fehlt bis jetzt eine
Zentralstelle , die den Senatoren und Rechnungsführern
der Deputationen in diesem Sinne die nötigen Richt¬
linien geben kann , es fehlt die notwendige Verbindung.
Es müßte da etwas geschaffen werden analog der Bau¬
direktion , die die Zentralstelle hinsichtlich der technischen
Ausführungen bildet , damit die Homogenität gewahrt
bleibt . Ferner fehlt es an einer Revisionsinstanz . In
unseren Deputationen sind der Vorsitzer und der Rech¬
nungsführer auch mit der Revision belastet. Da muß
unbedingt eine Aenderung getroffen werden . Ich denke
da au die preußische Oberrechnungskammer . Formell
sollten wir etwas ähnliches schaffen , praktisch etwas
besseres . Die Oberrechnungskammer arbeitet zu lang¬
sam und zu kleinlich , da sie z . B . noch nach Jahren eine ,
Differenz von ein paar Pfennigen moniert . So etwas
schwebt mir nicht vor . Mir schwebt vor eine großzügige ,
kaufmännische Behandlungsweise bei der Revision .
Weiter möchte ich darauf hinweisen , daß unsere General¬
kasse unbedingt zu einem Zentral -Finanzinstitut des
ganzen bremischen Staates ausgebaut werden muß.
Heute ist die Generalkasse dazu da , die Mandate der ein¬
zelnen Deputationen für Ein - und Auszahlungen zu er-
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ledigen und auf das Konto , auf das die Beträge von
Senat und Bürgerschaft ( jetzt Nationalversammlung )
bewilligt sind , zu verbuchen und ferner , wenn die Fi¬
nanzdeputation Anleihen abgeschlossen hat , diese An¬
leihen fachmännisch zu erledigen . Das alles sind rein
technische Arbeiten . Aber es fehlt der innere Zusam¬
menhang zwischen der Generalkasse und den einzelnen
Deputationen , so daß sich die Generalkasse nicht recht¬
zeitig über den Bedarf des bremischen Staates unter¬
richten kann, da sie nicht rechtzeitig mit den Deputatio¬
nen Fühlung nehmen kann . Die Generalkasse muß die
eigentliche Finanzverwaltnng des bremischen Staates
sein und darum auch mit allen Stellen in ständiger Ver¬
bindung stehen und immer genau darüber informiert
sein , wieviel sie täglich von diesen an Eingängen zu er¬
halten und wieviel sie ihnen zu bezahlen hat . Alles dies
muß von der Kommission auch geprüft werden . Des¬
wegen erlaube ich mir , zu dem Antrage folgenden Zu¬
satzantrag — Amendement -— zu stellen , hinzuzufügen,

inwieweit eine freiere Stellung der Beamten , eine
verantwortliche Stelle für die Regelung der budget¬
mäßigen Geschäftsführung und deren Prüfung und
ferner die Umwandlung der Generalkasse in ein Zen-
tralfinanzinstitut des bremischen Staates herbeige¬
führt werden kann.

Der Antrag wird genügend unterstützt.

Präsident : Darüber würde zuerst abzustim¬
men sein , dann über den eventuell so erweiterten An-
trag .

Pros . Tjaden (D . ) : Mit der Ergänzung meines
Antrages durch Herrn Hagemeyer bin ich durchaus
einverstanden . Wenn Herr Hagemeyer anfangs auch
gemeint hat , daß unser Antrag nicht zeitgemäß sei , so
hat er diese Ausführungen später durch seine eigenen
Worte eigentlich widerlegt . Ich bitte , den so erweiter¬
ten Antrag anzunehmen , und bitte die Kommission,
rasch zn arbeiten .

Der Antrag Hagemeyer wird angenommen .
Der dadurch erweiterte Antrag Tjaden -Wahn -

fchaffe wird angenommen .

V . Antrag, betr. die gewerbsmäßigeStellenvermittlung.
Präsident : Hierzu will ich bemerken , daß es

nicht angeht , einen Antrag m seiner Formulierung
von vornherein zu begründen . Dasselbe möchte ich noch
in Bezug auf Antrag IX sagen. Ich bitte , in Anträgen
selbst nicht schon die Begründung auszusprechen, sondern
nur den eigentlichen Antrag zu stellen . Für die Be¬
gründung ist ja bei der Beratung des Antrages Gelegen¬
heit gegeben . Herr de Beek hat darum seinen Antrag
auch schon abgeändert . Der Antrag lautet jetzt:

Die Nationalversammlung ersucht den Senat ,
ihr baldigst einen Gesetzentwurf vorzulegen , in wel¬
chem die Aufhebung der gewerbsmäßigen Stellenver¬

mittlung und die Errichtung eines städtischen Ar¬
beitsnachweises auf moderner Grundlage geregelt
wird .

Der Antrag wird in der abgeänderten Form ge
nügend unterstützt.

de Beek (M .-S . ) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! Das Arbeitslosenproblem hat Wohl
schon alle Körperschaften und Parlamente beschäftigt ,
und auch hier in der früheren Bürgerschaft sind schon des
öfteren Debatten darüber geführt worden , wie dieses
Arbeitslosenproblem am besten zu lösen sei . In sehr
vielen Körperschaften hat man sich ebenfalls mit der
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit durch die Errichtung
von Arbeitsnachweisen beschäftigt . Das Rahmengesetz ,
das seitens der Sozialisiernngskommission an die
Reichsregierung gegeben wurde , gibt jetzt den Kommu¬
nen das Recht , zn diesem Zwecke einen besonderen Weg
zu gehen , und auf Grund dessen soll dieser Weg jetzt be-
schritten werden , um einmal der Reichsregiernng an
dieser Beziehung vorzuarbeiten , audernteils aber auch,
um da , wo die Reichsregierung noch nicht eingreifen
kann aus diesen oder jenen Gründen , den Kommunen
das Recht zn geben , eigenmächtig vorzugehen. Und
ich meine, da uns diese Ermächtigung gegeben ist , sollte
man von diesem Recht auch Gebrauch machen . Und
dazu ist der Antrag gestellt worden . Von dem Grundsatz
ausgehend , daß arbeiten eines jeden Menschen Pflicht
ist, muß man selbstverständlich diese Arbeit als eine
Kultnrtat bezeichnen . Und der Staat ist verpflichtet,
die Gestaltung der Arbeit zn überwachen und demgemäß
auch die Verteilung der Arbeit zu übernehmen . Dazu
gehört die Verteilung der Arbeitskräfte . Aus diesem
Grunde ist es notwendig , daß der Staat einen Arbeits¬
nachweis einrichtet und selbst die Regelung der Arbeit
schafft . Es ist ganz selbstverständlich , daß mit der Er¬
richtung der Arbeitsnachweise das .Arbeuslosenproblem
noch nicht gelöst wird . Wenn wir auch damit rechnen
müssen , daß es nicht allzu lange dauern wird , las ein
Arbeitsamt errichtet wird , in welches der Arbeitsnach¬
weis eingegliedert werden wird , so werden wir trotzdem
schon daran gehen könnest , den Arbeitsnachweis zunächst
als ein Stück des Arbeitsamts einzuführen , um auf
diese Art und Weise das Arbeitsloseuprvblem zur Lö¬
sung zu bringen . Es tritt nun sehr leicht die Meinung
auf , daß das Arbeitslosenproblem schon gelöst sei insv
fern, weil hier für Bremen der Zentralarbeitsnachweis
besteht . Diese Auffassung ist jedoch eine irrige , und
zwar deshalb : die jetzigen Einrichtungen des Zentral -
arbeitsnachweises sind lediglich Einrichtungen , die dem
Demobilmachungsamt unterstehen und letzten Endes der
Kriegsdeputation . Und weil damit gerechnet werden
muß , daß eines guten Tages das Demobilmachungsamt
seine Tätigkeit einstellen muß, weil es doch nur eine
Einrichtung für die Uebergangswirtschaft ist, so muß
entsprechend Vorsorge getroffen werden, daß, wenn die¬
ser Fall eintritt , das Demobilmachungsamt , der Staat
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die Vorarbeiten dazu getroffen hat , diefe Sache selbst
in die Hand zu nehmen . Soweit es angängig ist , muß
versucht werden , die Sache zu beschleunigen und es
kann, wenn auch das Demobilmachungsamt noch wei¬
terhin bestehen bleibt , vielleicht schon vorher der Staat
den Arbeitsnachweis in eigene Regie übernehmen . Es
ist notwendig , weil in dem Antrage gefordert wird , die
gewerbsmäßige Stellenvermittlung aufzuheben , mit
einigen Worten darauf hinzuweisen, warum dies so
dringend notwendig ist . Einmal handelt es sich darum :
wenn man es dem Staate zur Pflicht macht , die Arbeits¬
kräfte air die richtigen Plätze zu dirigieren , dann ist es
selbstverständlich notwendig , daß das von einer Stelle
aus geschieht, daß dann Privatpersonen da nicht mit ent¬
scheiden , sondern daß alles nach einem Regulativ geht .
Es kann nicht angehen , daß die gewerbsmäßigen Stel -
lenvermittler so weiter arbeiten wie bisher und dafür
noch eine Vergütung bekommen , daß sie Personen an
Plätze verweisen, von denen sie annehmen , daß sie dort¬
hin passen , sondern es muß gefordert werden , daß der
Staat die Sache voll und ganz übernimmt , schon aus
dem einfachen Grunde , weil festgestellt werden muß , daß
von den gewerbsmäßigen Stellenvermittlern in sehr
vielen Fällen Mißbrauch getrieben wird . Daß dies der
Fall ist , kann ich besonders für das Gastwirtsgewerbe be¬
weisen an der Hand von Akten, die mir von vertrauens¬
würdigen Personen mitgeteilt worden sind , die mit ihrem
Namen die Mitteilungen zu Protokoll gegeben haben.
Da ist ein Fall : Ein Hotel engagiert einen Oberkellner .
Die Sache spielt sich in der jetzigen Zeit ab , also nach¬
dem der Arbeitsnachweis nach Verfügung des Demobil -
machnngsamts die Regelung der Vermittlung übernom¬
men hat . Deshalb ist dieser Fall besonders zuMand -
marken . Also der Oberkellner Kröger meldete sich für
diesen Posten bei dem Wirt Eicke . Der schickt ihn aber
an die gewerbsmäßige Stellenvermittlerin Frau Latur -
nus . Der wäre doch nun verpflichtet gewesen , sich an
den Nachweis zu wenden . Er hat aber wohl seine beson¬
deren Gründe gehabt, sich an die private Stellenvermitt¬
lerin zu wenden, bei der der Bewerber noch bezahlen
muß , während beim Zentralarbeitsnachweis die Ver¬
mittlung unentgeltlich vor sich geht . Dann weiter fol¬
gender Fall : Frau Laturnus hat für eine Aushilfsver -
mittlung als Kellnerin von einer Kriegerfrau für den
Tag anstelle der zulässigen 18 Pfennige 1 Mark genom¬
men . Für eine Stelle nahm sie 13,50 Mark anstatt
der gesetzlich zustehenden 7,50 Mark . Von einem Kell¬
ner , der im Cafs Kaiser Friedrich unter der Hand eine
Stelle nahm , forderte Frau Laturnus 7,50 Mark mit
der Begründung , daß sie das Haus besitze . Der Kellner
hat die 7,50 Mark bezahlt , weil ihm im andern Falle
sicher seine Stellung gekündigt worden wäre , da der Ar¬
beitgeber unter dem Druck der privaten Vermittlung
steht und sonst kein Personal bekommen kann . Der
Kellner Berg erklärt , ich habe 100 und 150 Mark
für eine Stelle bezahlt . Der Kellner Wiese er¬
hielt eine Stelle in Bremen durch einen Ver¬

mittler in Hannover , wofür er 30 Mark bezahlen
mußte . Schmiede in Bremen verlangte dann noch
20 Mark von Wiese mit der Begründung , baß er die
Stelle besetze . Es liegen noch verschiedene andere Fälle
vor , ich will aber auf ihre Mitteilung verzichten, weil
sie alle dasselbe Bild zeigen. Das darf nicht so weiter
fortgehen , denn es kommt beim Arbeitsnachweis vor
allem auf die Reinheit und Lauterkeit der Vermittlung
an . Ich möchte noch auf ein weiteres hinweisen : wenn
wir uns vergegenwärtigen , wie die Arbeitsnachweise vor
dem Kriege gestaltet waren , so muten einen die Unter¬
nehmernachweise zum Teil wie Maßregelnngsbureaus
an . Wir wissen aus Erfahrung , daß Arbeitsuchende
immer wieder mit dem Bemerken zurückgeschickt worden
sind : Heute ist nichts da ! trotzdem andern Arbeitern
Stellen vermittelt wurden . Solche Fälle haben natür¬
lich große Verbitterung in der Arbeiterschaft hervorge¬
rufen , und es besteht die Gefahr , daß diese Nachweise,
die znr Zeit nicht mehr existieren, wieder zur Einfüh¬
rung gelangen , falls nicht der Staat die Vermittlung
übernimmt in eigener Regie . Aus diesem einfachen
Grunde möchte ich Sie dringend ersuchen , dem Antrage
Ihre Zustimmung zu geben und dahin zu wirken, daß
die Regierung möglichst bald einen Gesetzentwurf vor¬
legt. Ich bin überzeugt , daß der größte Teil der Ar¬
beiterschaft dies als ein gutes Werk betrachten wird .

Schönfeld (L .-V .) : Herr Präsident , meine Da¬
men und Herren ! Meine politischen Freunde sind gleich
mir durchaus einverstanden mit der Absicht dieses An¬
trages , den Arbeitsnachweis dem privaten Erwerbs -
intereffe zu entziehen . Genau so wie der Staat am
Produkten - und Fondsmarkt ein solches Interesse glaubt
nehmen zu müssen , daß er diese Märkte unter bestimmte
Normen stellt und zum Gegenstand einer besonderen
Gesetzgebung macht , muß man auch verlangen , daß er
dem Arbeitsmarkt die gleiche Aufmerksamkeit zuteil
werden läßt , denn hier handelt es sich um die Persön¬
lichkeit des Menschen. So verhältnismäßig jung die
Tätigkeit öffentlich -rechtlicher Arbeitsnachweise in
Deutschland auch ist , so befriedigend sind doch die Er¬
gebnisse gewesen . In steigendem Maße haben die Ar¬
beitsnachweise sowohl das Vertrauen der Unternehmer
wie der Arbeiter zu erobern gewußt und dieses wach¬
sende Vertrauen in den beteiligten Kreisen ist wohl der
beste Beweis für die segensreiche Wirksamkeit dieser Ein¬
richtung . — Die Bedeutung der Arbeitsnachweise wird
in Zukunft , wenn der Friede erst wieder da ist, noch viel
größer sein , weil wir dann gezwungen sind , alle Ar¬
beitskräfte zusammenzufassen, weil wir dann dafür sor¬
gen müssen , daß keine Arbeitskraft unansgenutzt bleibt .
— Da ist es natürlich notwendig , daß wir eine scharfe
Kontrolle des Arbeitsmarktes ausüben und diese können
wir nur ausüben , wenn der Arbeitsnachweis örtlich so
zentralisiert ist, daß die Möglichkeit einer genauen Kon¬
trolle besteht . In engster Verbindung damit steht auch
die Frage der Erwerbslosenfürsorge . — So wie diese
heute behandelt wird , dürfte es schwerlich lange weiter -
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gehen. Wir sind uns wohl alle darüber einig , daß wir
in dieser Beziehung heute mit dem Leichtsinn eines
Bankrotteurs handeln . Selbstverständlich kann das in
Zukunft nicht so weitergehen . Es wird uns schon nie¬
mand den Kredit geben , der dazu nötig ist . Die Er -
merbslosenfürsorge wird also auf ganz anderer Grund¬
lage aufgebaut werden müssen . Wir werden zu einer
Arbeitslosenversicherung kommen müssen , zu der die ge¬
meinnützigen Arbeitsnachweise des Staates die Grund¬
lage zu bilden haben . Deren schnelle und sachgemäße
Vermittlung von Arbeitsgelegenheit muß mit das
stärkste Mittel zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit wer¬
den. Wir sind uns bewußt, daß derartige obligatori¬
sche , vor allem paritätische Arbeitsnachweise, zusammen¬
gefaßt in Arbeitsämtern , denen zugleich andere Oblie¬
genheiten zugewiesen werden könnten, wie Ausknnfts -
erteilnng , Berufsberatung usw . , nngemein segensreich
wirken können . Ich sage ausdrücklich : k ö n n e n . Denn
das , was uns die Revolution hier beschert hat an der¬
artigen Arbeitsnachweisen, das war natürlich die Kari¬
katur eines solchen, wie er uns vorschwebt . Dieser
Zentralarbeitsnachweis , wie ihn die Revolution in Bre¬
men erstehen ließ , brachte infolge der mangelnden Sach¬
kunde der zuerst tätigen Beamten eine Fülle von Unzu-
träglichkciten mit sich , eine öde Schablonenwirtschaft er¬
schlug das Verständnis für die individuelle Behandlung
der einzelnen Berufsgruppen . So kam es vor , daß man
Handwerkern Leute schickte, die garnicht imstande waren ,
die zugewiesene Arbeit zu verrichten, daß man Kaufleu¬
ten , die Buchhalter angefordert hatten , Lageristen ins
Hans sandte, die kaum je ein Buch geführt hatten , daß
man für verlangte Garnfachlente solche aus der Eisen-
branche zuteilte usw . Der Zentralarbeitsnachweis hat
damals alles andere als werbend für die öffentlich -rechr-
lichen Nachweise gewirkt. Die Verhältnisse sind inzwi¬
schen bester geworden, weil man eingesehen hat , daß ein
sachkundiger Leiter an die Spitze gestellt werden mußte .
Und der hat es denn auch verstanden , vieles zu verbes¬
sern. Aber gerade diese Art der Einrichtung des Ar¬
beitsnachweises in Bremen ist ein deutlicher Beweis da¬
für , daß es mit Schlagworten nicht getan ist . Das
Zauberwort „ Sozialisierung " genügt den Bedürfnissen
der Arbeitsuchenden nicht . Im Interesse der Stellenver¬
mittlung für die Arbeitslosen ist der am besten arbei¬
tende Arbeitsnachweis gerade gut genug . Mitarbeit
tüchtiger Fachleute, vor allem die Mitarbeit der betei¬
ligten Kreise am Aufbau dieser Arbeitsnachweise ' st in¬
folgedessen erstes Erfordernis , um diesen Nachweisen die
ihnen gebührende Bedeutung zu geben . Die Hauptsache
bei aller Arbeitsvermittlung ist die möglichst individuelle
Behandlung der Aufträge . Der Arbeitsnachweis darf
nicht bureaukratisch arbeiten . Das schematische Arbei¬
ten muß möglichst beseitigt werden . Wie es zu befestigen
ist , hat die Entwicklung der öffentlich -rechtlichen Ar¬
beitsnachweise gezeigt . Wo man dazu übergegangen ist ,den paritätischen Nachweis einzuführen , so daß die be¬
teiligten Kreise einen starken Einfluß ausüben konnten

auf die Handhabung der Geschäfte , überall da zeigte sich
der Erfolg . Gerade die Beeinflussung durch Arbeit¬
geber und Arbeitnehmer unter einem unparteiischen
Vorsitzenden hat in Süddeutschland die Arbeitsnachweise
so mächtig aufblühen lasten. Daß der Zentralarbeits¬
nachweis hier so schlecht gearbeitet hat , bedaure ich ganz
besonders im Interesse des Handlungsgehilfenstandes ,
der mehr und mehr auf diese öffentlich -rechtlichen Ar
beitsnachweise angewiesen ist . Heute liegen für diesen
die Dinge so , daß ein Teil der Stellenvermittlung durch
kaufmännische Vereine erfolgt , die mit hohen Geldopfern
diese Vermittlung besorgen. Es wird aber nur ein ver
hältnismäßig geringer Bruchteil — etwa 15 Prozent - -
durch kaufmännische Vereine vermittelt , alles übrige
durch Zeitungen , gewerbsmäßige Stellenvermittler ,
öffentlich - rechtliche Arbeitsnachweise und persönliche Be¬
ziehungen . — Nun ist aber das Handlungsgehilfen¬
dasein heute in der Hauptsache kein Durchgangsstadium
mehr , sondern Lebensbernf . Jeder Handlungsgehilfe ,
der im höheren Alter seine Stelle wechseln muß , hat na¬
türlich den Wunsch , nicht so von Ort zu Ort geworfen
zil werden , sondern möglichst am Platze zu bleiben .
Wenn ihm also von den kaufmännischen Arbeitsnach¬
weisen ebenso wie durch Zeitungen in der Hauptsache
nur Gelegenheit geboten wird , an anderen Orten eine
Stellung zu erhalten , nicht aber am Platze , so wird man
nur bedauern können , daß diese Arbeitsnachweise in
ihrer Zusammensetzung nicht in der Lage sind , die
Wünsche der älteren verheirateten Handlungsgehilfen
zu berücksichtigen . Außerdem liegt aber die Förderung
der Bodenständigkeit auch dieser Kreise durchaus im All -
gemeinintereste. Es ist deshalb für die Handlungsgehil¬
fen von größter Bedeutung , daß örtliche Arbeitsnach¬
weise geschaffen werden, die auf einer bestimmten Be¬
rufsgliederung aufgebaut sind und unter der Leitung
tüchtiger bewährter Fachleute stehen . Nur unter dieser
Voraussetzung können die Arbeitsnachweise für sie er¬
sprießlich wirken, denn gerade hier spielt die individuelle
Behandlung eine ganz hervorragende Rolle . Es geht
bei den Handlungsgehilfen nicht an , daß man sie ein¬
fach der Nummer nach zu den Geschäften , wo Stellen
frei sind , schickt. Die paritätischen Nachweise müssen sich
sowohl mit den Arbeitgebern in Verbindung setzen , um
über ihre Wünsche genau unterrichtet zu sein , müssen
persönliche Fühlung mit diesen suchen und müssen sich
ebenso auch über die Fähigkeiten der Bewerber ein siche¬
res Urteil bilden , um so den wichtigen Ausgleich zwischen
Angebot und Nachfrage zu finden. Wie gesagt , meine
politischen Freunde sind mit dem Antrage einverstanden
und werden für ihn stimmen , trotz der Unklarheit, die
darin liegt , daß der Antrag so ohne weiteres die Auf¬
hebung der gewerbsmäßigen Stellenvermittlung for¬
dert . Sie ist jetzt zwar aufgehoben, aber nur durch eine
Verfügung des Demobilmachungsansschnstes. Juristisch
ist aber ihre dauernde Beseitigung doch nur möglich
durch ein Reichsgesetz . Und das fehlt noch. Das Stel -
lenvermittlergesctz gibt nur eine Handhabe, die gewerbs-
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mäßige Stellenvermittlung einzuschränken, nicht aber
aufzuheben . Beachtung verdient hier — nebenbei er¬
wähnt — auch die Entschädigungsfrage , wobei ich glaube,
daß es vielfach möglich sein wird , die guten und tüchti¬
gen Kräfte unter den gewerbsmäßigen Stellenvermitt -
lern in die öffentlichen Arbeitsnachweise einzugliedern .
Ich lasse also die Frage offen , wie weit Bremen schon
heute in der Lage ist, selbständig vorzugehen . Nach mei¬
nem Gefühl ist das erst möglich nach Erlaß des geplan¬
ten Kommunalisierungsgesetzes .

S o m m e r ( U . S .) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! Der Zentralarbeitsnachweis ist, wie
ein Vorredner richtig gesagt hat , ein Kind der Revo¬
lution . Er ist seiner Zeit geboren aus dem Drang her¬
aus , ein eigenes Amt zu schaffen und eine Einrichtung
abzuändern , die jahrelang ein Dorn im Auge der Ar¬
beiter gewesen ist . Man wollte die Einrichtungen in
der Palmenstraße und am Wäll beseitigen. Zu diesem
Zwecke ist der Zentralarbeitsnachweis gegründet . Die
Revolutionsregierung wollte die privaten Arbeiterver¬
mittlungen unterbinden . Die provisorische Regierung ,
die darauf kam , die provisorische Regierung der Mehr¬
heitssozialisten hat aber der privaten Stellenvermitt¬
lung wieder Geltung verschafft . Wir hatten sie unter¬
bunden , und da muß ich Herrn de Beek etwas korrigie¬
ren . Was die Fünfmännerregierung gemacht hat , hat
er selbst bestätigt . Nach dem 4 . Februar ist die private
Stellenvermittlung wieder eingeführt . Vor dem 4 . Fe¬
bruar war mit der privaten Stellenvermittlung nicht zu
rechnen . Diese Damen und Herren , die aus den Aerni -
sten der Armen ihren Profit zogen , mußten sich damals
mit der Aufgabe ihres Geschäfts abfinden . Aber nach
dem 4 . Februar konnte wieder eine Reihe von Fällen
nachgewiesen werden , und Herr de Beek wird mir bestä¬
tigen müssen , daß diese Fälle , die ich ihm vorgeführt
habe , späterer Natur sind . Ich könnte davon eine Reihe
hier nennen . Die provisorische Regierung hat es gedul¬
det , daß die Leute ihr altes Geschäft wieder betrieben
und schlimmer als vorher . Wir können uns damit nicht
einverstanden erklären . Wir können uns nur mit einem
Zentralarbeitnachweis befreunden , der vorn Staat na¬
türlich auf seine Kosten aufgebaut ist und der alle Ge¬
biete umfaßt und keines ansläßt . Wir sind gegen jede
private Stellenvermittlung . Ich kann es den Herren
von der Rechten nachfühlen, daß sie sich sehnen nacy ven
Verhältnissen vor dem Kriege . (Ruf von rechts : Durch¬
aus nicht !) Wir haben daran kein Interesse , und Sie
können sich denken , daß wir nicht die Hand dazu bieten
werden , wenn von der Rechten versucht wird , die alten
Zustände wieder herbeizuführen , wie es auch von der
Reichsregierung versucht wird . (Zurufe .) Jawohl !
Das ist schon in Berlin zum Ausdruck gekommen , wo
man Vorbereitungen getroffen hat zu einem Gesetz, das
über den Rahmen besitzt bestehenden hinausgehen soll.

Was den Arbeitsnachweis in Bremen betrifft , so
scheint es mir , als ob man beabsichtige , den jetzigen Ar¬

beitsnachweis überhaupt aufzuheben . Der Demobilisie¬
rungskommissar hat ein Rundschreiben an die verschie¬
denen Kammern ergehen lassen , aus dem sich zeigt, daß
man bestrebt ist, die private Stellenvermittelung wie¬
der einzuführen , das , was die Revolution geschaffen hat,
wieder abzuschaffen . Die Handelskammer soll auch ent¬
sprechend geantwortet haben . Wie mir mitgeteilt ist^
soll eine Kommission eingesetzt werden mit dem Auf¬
trage , die jetzige Einrichtung zu beseitigen und die alten
Zustände wiederherzustellen. Darum bin ich der Ansicht,
daß wir dep vorliegenden Antrag voll und ganz unter¬
stützen müssen . Wir hatten gehofft, daß die provisorische
Regierung baldigst ihr Versprechen betreffend des Ar¬
beitsamts einlösen würde . Aber wie es den Anschein
hat , wird die ganze Arbeit , nachdem man mehrere Mo¬
nate herumgekrebst hat , in den Papierkorb gehen, so daß
die ganze Arbeit überflüssig wird . Man scheint die al¬
ten Zustände ganz wieder herstellen zu wollen . Dagegen
müssen wir uns mit aller Kraft einsetzen . Und wenn wir
nicht bald einen Bericht bekommen , werden wir die Re¬
gierung daran erinnern , daß wir ihn möglichst bald be¬
kommen . (Beifall links .)

May (D .) : Herr Präsident ! Meine Damen und
Herren ! Ich werde mich kürzer fassen als die Herren
Vorredner . Der Antrag des Herrn de Beek hat entschie¬
den manches für sich . Aber wir dürfen nicht vergesse» ,
daß wir augenblicklich gar nicht in der Lage sind , etwas
ändern zu können, weil die ganze Sache hier in den
Händen des Demobilmachungsausschusses liegt , der ganz
unabhängig von der Regierung arbeitet . Was im übri¬
gen die Ausführungen des Herrn de Beek betrifft , so
liegt die Sache so , daß das Reich sich bereits seit einer
Reihe von Monaten damit befaßt hat , einen Gesetzent¬
wurf vorzubereiten , der die gewerbsmäßige Stellenver¬
mittlung ganz ausschalten und im übrigen die Frage
des Arbeitsnachweises regeln will . Daß beim gegen¬
wärtigen Arbeitsnachweise auch Mißstände herrschen ,
daß nicht alles so läuft , wie es laufen soll , wird niemand
leugnen . Es wird aber ständig an einer Verbesserung
gearbeitet . Es sind eine Reihe von Unterausschüssen
ins Leben gerufen worden , die die Aufgabe haben , vor¬
liegende Klagen zu prüfen und vorhandene Mißstände
zu beseitigen. Was die Vermittlung der kaufmännischen
Angestellten anlangt , so lagen berechtigte Klagen seitens
der Arbeitgeber und Arbeitnehmer vor . Ich kann aber
die erfreuliche Mitteilung machen , daß auch in dieser
Hinsicht Maßnahmen getroffen sind , die eine erhebliche
Besserung erwarten lassen .

Wundern muß ich mich über die Ausführungen des
Herrn Sommer , der im Ausschuß selbst mitgearbeitet
hat und also ganz genau weiß , welche Fülle von Arbeit
in demselben zu erledigen ist , der aber ebenso genau
weiß , daß mit außerordentlichem Eifer und Interesse
seitens sämtlicher Ausschußmitglieder daran gearbeitet
wird , den Arbeitsnachweis auszubauen zu einer Ein¬
richtung , die für die Allgemeinheit nutz - und fegen-
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bringend wirken soll . Seine Ausführungen sind mir
deshalb ganz unverständlich.

Dem Antrage des Herrn de Beek in der jetzigen
Fassung können wir nicht zustimmen, da wir dem Reiche
nicht vorgreifen wollen . Ich möchte mir erlauben , da-
kür folgenden Antrag zu stellen :

„ Die Nationalversammlung ersucht den Senat ,
an zuständiger Stelle auf eine Beschleunigung der
reichsgesetzlichen Regelung der Arbeitsvermittlung
hinzuwirken und die für das bremische Staatsgebiet
erforderlichen Vorarbeiten einzuleiten . "

Der Antrag wird genügend unterstützt.
Präsident : Dieser Antrag ist nicht so weit¬

gehend wie der Antrag de Beek . Es kann über diesen
Antrag nur abgestimmt werden im Falle der Antrag
de Beek abgelehnt wird .

Frau Dr . Ro bewald (L . -V . ) : Herr Präsident ,
meine Herren und Damen ! Ich möchte die kritischen
Bedenken , die von mancher Seite aus laut geworden sind ,
noch etwas unterstützen und ausführen Ich möchte vor¬
ausschicken, daß wir sämtlich nur den öffentlichen allge¬
meinen Arbeitsnachweis in sehr vielen Fällen , wie schon
vorher gesagt , für durchaus wünschenswert und richtig
halten , und daß wir absolut nicht daran denken , uns
irgendwie nach einem Arbeitsnachweise, der einer Maß¬
regelung gleichkommt , zurücksehnen , das möchte ich
vorausschicken .

Von meinem Standpunkte als Fran möchte ich ,
was die Regelung des Arbeitsnachweises angeht , gegen¬
über Herrn Sommer betonen, daß in Bremen der Zen-
Lralarbeitsnachweis im letzten Winter außerordentlich
schlecht funktioniert hat , seitdem der Nachweis in die
Hände einer Zentralstelle gelegt worden ist . Und ich
muß sagen, es ist bei den bremischen Hausfrauen nur
eine einzige Meinung gewesen , daß es so , wie es im
Februar und März gegangen ist , nicht weiter gehen
kaun. Es ist gewiß wesentlich besser geworden, seitdem
endlich eine Frau mit der Regelung der Sache betraut
worden . ist, endlich ! das muß ich besonders den Herren
gegenüber betonen, die sich immer als ganz besonders
ftauenfreundlich hingestellt haben . Vorhin ist geklagt
worden , daß der Arbeitsnachweis für Handlungsgehil¬
fen viel zu wenig individualisiert ist . Diese Klage aber
gilt in noch höherem Grade von den Hausangestellten .
Es ist wirklich nicht damit getan , daß man nur ein tüch¬
tiges Mädchen an eine Stelle schickt, wo ein ordentlicher
Lohn gezahlt wird , sondern es kommt auch außerordent¬
lich auf die persönlichen Verhältniße an , darauf , daß
ein Mädchen auch an die richtige Stelle kommt , und da
ist viel zu viel schematisiert worden . Wenn von dem
privaten Arbeitsnachweise manchmal gesagt wird , daß
fein großer Fehler darin bestehe , daß die Vermittler
gar kein Interesse daran hätten , den Richtigen an die
richtige Stelle zu schicken , sondern daß ihr Wunsch das
Gegenteil wäre , damit sie immer wieder die Prozente
bekämen , so kann ein solcher Beweggrund bei dem städti¬

schen Arbeitsnachweis doch nicht in Frage kommen ,aber in der Wirkung ist es sehr oft dasselbe g ."msen ,wenn man einfach 2—3 Mädchen nacheinander m ein
Hans geschickt hat , ohne sich zu erkundigen, ob die Mäd¬
chen auch gerade au diese Stelle passen . Um es kurz zu
sagen , — ich kann es nicht im einzelnen ausführen — :
es gibt eine große Anzahl Mädchen, die vor allem auf
hohen Lohn sehen , und wieder andere , die den Haupt¬
wert auf eine gute Behandlung legen , was nicht immer
dasselbe ist , und ebenso gibt es eine Anzahl Hausfrauen ,die vor allem eine tüchtige Arbeitskraft haben wollen,und andererseits gibt es eine große Anzahl , die Wert
darauf legen, daß sie ein Mädchen bekommen , das absolut
zuverlässig und treu ist . Wenn da also nicht die Richtige
an die richtige Stelle kommt , so gibt es einen fortwäh¬
renden Wechsel . Und es ist durchaus diese Zeir gera¬
dezu mehr denn je nötig , daß die richtige Person an die
richtige Stelle kommt . Ein richtig funktionierender
Nachweis muß die Ausbildung der Mädchen kennen .
Wenn das Thema der Einheitsschule heute soviel behan¬
delt wird und immer wieder betont wird , daß jeder nach
seinen Fähigkeiten ausgebildet werden soll, so ist es
ebenso nötig , daß die jungen Mädchen später gerade an
die Stelle kommen , für die sie nach ihren individuellen
Fähigkeiten geeignet sind .

P r ä s i d e n t : Ich bitte , etwas lauter zu sprechen
Die Stenographen verstehen nichts neor.

Frau Ro bewald (fortfahrend ) : Jedenfalls ist
es unbedingt notwendig , daß der Arbeitsnachweis indi¬
vidualisiert wird . Jede Schematisiernng ist bedenklich .
Was den Privatarbeitsnachweis angeht , so ist es nicht
an dem , daß alle ohne Ausnahme schlecht gearbeitet
hätten . Mancher private Arbeitsnachweis hat doch auch
gut gearbeitet , und es hat am Ende seine Bedenken ,
wenn man diesen Arbeitsnachweis nun mit einem Fe¬
derstrich ohne weiteres beseitigen will . Man schafft da¬
mit mit einemmale viel Arbeitslosigkeit. Wir bitten,wenn der Antrag angenommen wird , daß diese Wünsche
und Bedenken jedenfalls ernstlich von der Kommission
geprüft werden . (Bravo !)

Es wird Schluß der Debatte beantragt.
Rednerliste : Köhler , Dünnemanu , Harder , Mei -

nert , Hagemeyer.
Der Alltrag auf Schluß wird genügend unterstützt .
Der Antrag auf Schluß wird abgelehnt.
Köhler : Herr Präsident , meine Damen und

Herren ! Dieselben Bedenken , die von Frau Dr . Rode
Wald geäußert sind , muß ich als Landwirt auch vortra¬
gen . Die Landwirtschaft kann die Private Vermittlung
noch nicht entbehren, weil der Zcntralarbeitsnachweis
nicht gut funktioniert hat . Die Erfahrungen , die wir mit
dem Zentralarbeitsnachwcis gemacht haben , sind nicht
so , daß wir ihn als vollständigen Ersatz ansehen köu
neu . Gerade für die Landwirtschaft muß die einzelue
Kraft besonders gut abgebildet werden. Das kann ein
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Zentralarbeitsnachweis (Unruhe ) nicht , weil er zu sche-
matisch arbeitet . Ich glaube , man sollte die Privatver -
mittlung ruhig »och einige Zeit bestehen lassen . Wenn
der Zentralarbeitsnachweis in Zukunft etwas besser ar¬
beitet , wird der Privatarbeitsnachweis schon von selbst
eingehen. Ich möchte den Antrag May unterstützen.

Dünnemann : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Nach den Ausführungen meiner Vorred¬
ner erübrigt es sich für mich, eingehend zu dem Antrage
zu sprechen . Ich will namens meiner Freunde zum
Ausdruck bringen , daß wir für den Antrag de Beek sind .
Für den Antrag deswegen, weil gerade die Mangel , die
angeführt sind von Herrn de Beek , in weit größerem
Maße für die Handelsgehilfen und den Beruf der kauf¬
männischen Bureauangestellten zutreffen . Gerade diese
Berufe haben in der letzten Zeit am meisten gelitten .
Die übrigen Verbände , die bislang diese Arbeit in Hän¬
den hatten , nehmen auch heute für sich iu Anspruch, daß
sie die allein glücklich machenden seien . Auch hier trifft
das nicht zu . Zu einem großen Teile stimme ich den
Ausführungen des Herrn Schönfeld bei , aber in einem
Teile muß ich widersprechen, das betrifft die Stellenver¬
mittlung , wie sie heute ist . Herr Sommer sagt , daß bis
zum 4 . Februar die Sache mangelhaft war . Das muß ich
bestätigen. Aber das ist auch erklärlich, daß zu Anfang
viele Mängel in die Erscheinung treten mußten . Aber
heute kann ich bestätigen , daß die Sach gut funktioniert
hat . Als Mitglied des Ausschusses für das Handelsge¬
werbe, als einer , der dazu berechtigt ist , eine Kontrolle
auszuüben , kann ich bestätigen, daß der Arbeitsnach¬
weis , so wie heute gearbeitet wird , durchaus befriedigend
ist , und meine Freunde würden es in hohem Maße be¬
grüßen , wenn die Stellenvermittlung verstaatlicht
würde . Ich bitte , den Antrag anzunehmen . (Bravo .)

Frau Harder (M . -S .) : Herr Präsident , meine
Herren und Damen ! Ich möchte Sie dringend bitten ,
nicht dem Antrage May zuzustimmen, sondern dem An¬
trage de Beek , und zwar aus den Gründen , die Herr
de Beek angeführt hat , aber auch aus den Gründen ,
die ich Ihnen noch sagen werde. Es ist ganz besonders
wichtig , daß wir nicht erst warten , bis das Reich die
Frage regelt , sondern daß wir selbst eingreifen , damit
andere Zustände kommen , als sie bisher bestanden
haben . Frau Dr . Rodewald weist darauf hin , daß be¬
sonders bei den Hausangestellten individuell verfahren
werden müsse . Ich gebe das zu , und wir sind bemüht,
so zu verfahren . Herrn Sommer möchte ich antworten ,
daß auch vor dem 4 . Februar die private Stellenver¬
mittlung besonders viel vermittelt hat . (Sehr richtig !)
Auch damals hat man ihnen das nicht beschneiden
können. Es ist gewissermaßen ein Schleichhandel ge¬
wesen , nur nicht in Lebensmitteln , sondern mit Men¬
schen. (Sehr richtig !) Und wenn es mit den Lebens¬
mitteln nicht immer möglich war , alle zu fassen , die
Schleichhandel trieben , so haben wir hier die Mög¬
lichkeit , diejenige^ fasten zu können, die den

Weg umgehen, der ihnen vorgeschrieben ist , und zwar
dadurch, daß wir die Krankenkasten verpflichten, jedes
Mitglied zu melden, daß irgendwie in Arbeit tritt . Die
Ortskrankenkaste hat uns da in dankenswerter Weise
unterstützt , und wir haben manchen fasten können, der
den Weg umgangen hat . Die Dienstbotenkrankenkasse
kommt da besonders in Frage . Wir hoffen, daß auch da
etwas erreicht werden wird . Wir müssen vieles besser
machen , das nicht so ist , n o ch nicht so ist , wie wir es
wünschen müssen . Ich will darauf hinweise» , daß nicht
nur die gewerbsmäßige Stellenvermittlung noch immer
Stellen vermittelt , sondern daß vor allem auch Gemüse¬
frauen und Eierfrauen für den Haushalt Stellen ver¬
mitteln . Manche von diesen haben schon Stangen
Gold davongetragen , so viele Mädchen haben sie in
Herrschaftshäuser gebracht. Diese Frauen vom Lande
haben auch manchmal den Freundinnen der Herrschaften
ihre Mädchen abgeknöpft und so austauschend Stellen
vermittelt . Ich könnte da manche Fälle erzählen . Wir
müssen diese Stellenvermittlung ganz ausschalten . Bis
sich genügend geeignete Mädchen für den Haushalt
finden , das wird ja noch Wochen und Monate dauern.
Viele Frauen und Mädchen haben sich ja dem kaufmän¬
nischen Beruf , dem Gewerbe usw. zugewandt , und dar¬
unter sind manche , die sich dafür gar nicht eignen, die
aber sehr gut in einen Haushalt hineingebracht werden
könnten . Es gibt auch viele Arbeiterinnen , die während
des Krieges in Munitionsfabriken gearbeitet haben,
denen man es zur vaterländischen Pflicht machte , Mu¬
nition zu fabrizieren , sie versuchen jetzt , wieder in Herr¬
schaftshäusern unterzukommen . Wir haben aber oft
hören müssen , daß man sie nicht annehmen will , weil sie
Fabrikarbeiterinnen sind . (Hört , hört !) Die Herrschaf¬
ten müssen nun die Folgen tragen für das , was sie mit
veranlaßt haben . Aber sie müssen die jungen Mädchen ,
die in Ausübung ihrer patriotischen Pflicht Munition
gedreht haben , jetzt in ihren Haushalt aufnehmen . Das
ist ja zum Teil geschehen, und ich kann feststellen , daß
verschiedene Herrschaften sehr bereitwillig solche jungen
Mädchen aufgenommen haben und gute Erfolge mit
ihnen hatten . Wir hatten während des Krieges eben
keinen Nachwuchs für die Hausangestellten . Aber es
gibt doch schon eine ganze Reihe junger Mädchen, die
sehr gern im Haushalt arbeiten würden . Frau Dr.
Rodewald hat angeschnitten, daß ein wesentliches Mo¬
ment wäre , wenn die Lohnfrage anders geregelt würde.
(Sehr gut !) Ich habe mir aus verschiedenen Geschäf¬
ten einen Anschlag machen lassen , was nötig ist für die
Anschaffung, die einmalige Anschaffung einer Klwdung
für ein Mädchen . Früher konnte sie ein Sonntagskleid
für 100 -,-L bekommen . Jetzt wird mir von den Geschäf¬
ten geschrieben : 380 .50—455 Billiger als 355
ohne Sonntagskleid gibt es nirgends eine einfache Gar¬
nitur : als Wäsche , Unterzeug , ein einfaches Kleid mil
nur einer Schürze , ohne Schuhe . Um wechseln zu kön¬
nen , kostet es natürlich das Doppelte . Es wird ra nun
immer gesagt und immer wiederholt , daß die Mädchen
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unverschämte Ansprüche machten, so bitte ich Sie , meine
Damen und Herren , soll denn ein Mädchen nnr für die
Kleidung arbeiten ? Es ist noch nicht einmal möglich ,
sich ein Kleid anzuschaffen bei dem ortsüblichen Lehn !
Es gibt ja rühmliche Ausnahmen , wo den Mädchen daS
gegeben wird , was nötig ist . Dann wird aber auch ge¬
sagt : Wie soll es denn da werden , wenn verschiedene
Herrschaften nicht in der Lage sind , den Angestellten
den nötigen Lohn zu zahlen ? Ja , dann müssen sie es
eben so machen wie die Arbeiterfrauen , die oft unter
schwierigeren Verhältnissen leben und sich auch keine
Hausangestellten halten können! (Sehr richtig !) Das
möchte ich besonders betonen, daß die Hausangestellten
nicht dafür da sind , die Verhältnisse der Herrschaften
aufzubessern . Es gibt auch Haushalte , das möchte ich
immer wieder betonen , in denen auf die Verhältnisse
der Hausangestellten fürsorglich Bedacht genommen
wird , wo man für sie Verständnis zeigt . Aber das ist
nicht immer der Fall . Es gibt viele Herrschaften, die
gar keine Rücksicht auf die Hausangestellten nehmen,
wo man allen Grund hat , Mißtrauen zu haben . Von
vielen der Herrschaften wird ein großer Egoismus ge¬
zeigt. Wir gebrauchen unseren Arbeitsnachweis sehr
uötig . Ich bin davon überzeugt : wenn die private und
die gewerbliche Stellenvermittlung ganz ausgeschaltet
wird , wird es nur kurze Zeit dauern , bis ein Stamm
von Hausangestellten wiede vorhanden ist — man muß
nur etwas Geduld haben . Bald werden die haushalte
wieder Hausangestellte erhalten , wie wir es alle wün¬
schen . Das wird aber erschwert , ja unmöglich gemacht
durch die Vermittlung , die auf Umwegen erfolgt . Wenn
der Demobilisierungskommissar das Äecht hat , das zu
verfügen oder wer sonst dazu in der Lage ist, dann istes auch die Pflicht des Demobilisierungskomm' ssars , das
zu tun und den Zentralarbeitsnachweis zu dem zu ver¬
helfen, was er sein soll ! Ich bitte Sie , dem Antragede Beek zuzustimmen. (Lebhafter Beifall .)

Präsident : Ich hätte gern die heutige Tages¬
ordnung erledigt und möchte deshalb die Redner bitten ,
sich etwas kürzer zu fassen .

Me inert (Kl .) : Herr Präsident ! Meine Da¬
men und Herren ! Die Ausführungen des Herrn Som¬
mer veranlassen mich, ihnen entgegenzutreten , weil er
zweifellos von falschen Voraussetzungen ausgeht . HerrSommer erwähnte ein Schreiben des Demobilisier -
machungskommissars an die verschiedenen Kammern ;was er aber davon sagte, steht in direktem Widerspruch
zu dem Inhalt und der Tendenz des Schreibens . Das
Schreiben enthält zunächst die direkte Aufforderung an
die Kammern , den Zentralarbeitsnachweis dadurch in
seiner Benutzung zu fördern , daß man in den Kreisen ,um die es sich handelt , auf die Einrichtung aufmerksam
machen möge. Dann wird die rein juristische Frage an¬
geschnitten , ob die Ausschaltung der gewerblichen Stel¬
lenvermittlung durch den Demobilisierungsausfchuß
juristisch haltbar sei oder im Gegensatz zum Vermittler¬

gesetz vom 2 . Juni 1910 stehe . Diese Frage mußte auf¬
geworfen werden, weil juristische Bedenken bestehen .
Bon den Kammern wurden in der Hinsicht verschiedene
Auffassungen vertreten . Im übrigen ist aber Herr-
Sommer falsch unterrichtet , wenn er glaubt , daß die
Kammern grundsätzliche Gegner des Zentralarbeitsnach -
weises seien . Ich kann von der Kleinhandelskammer
sagen, daß sie das nicht ist . Jedenfalls hätte Herr Som¬
mer sich vorher darüber orientieren müssen , ferner hätte
er aus dem Verhalten des Demobilmachungskommissars
gerade das Gegenteil von dem folgern müßen , als er
getan hat .

Es wird Schluß der Debatte beantragt .
Rednerliste : Dotzler .
Der Schlußantrag wird genügend unterstützt.
Zum Schlußantrag meldet sich niemand zum Wort .

Er wird angenommen .
de Beek (M . -S .) (Schlußwort ) : Herr Präsident !

Meine Damen und Herren ! Ich möchte Sie dringend
ersuchen , dem Antrage des Herrn May Ihre Zustim¬
mung nicht zu geben , aus dem einfachen Grunde , weil
dies eine Verschleppung in dieser Sache bedeutet. Ich
glaube , Sie alle werden durch die Ausführungen , die ich
gemacht habe, davon überzeugt sein , daß durchaus keine
juristischen Bedenken bestehen , sondern daß durch Gesetz
eine Handhabe gegeben ist, daß gewerblichen Stellenver -
mittlern eine Konzession nicht mehr zu erteilen ist, und
wenn das nicht mehr geschieht, dann ist damit die gewerb¬
liche Stellenvermittlung aufgehoben. Dann wurde ge¬
sagt, daß in der Frage der Hausangestellten besondere
Härten hervorgetreten seien . Das ist schon zum größtenTeil von Frau Harder richtiggestellt. Ich möchte nur
kurz dazu bemerken , daß die Frage der Hausangestellten
lediglich eine Kriegserrnngenschaft ist und weiter nichts,die Folge des Krieges , da sich junge Mädchen nicht in
genügender Weise für Haushalte finden, weil in den vier
Kriegsjahren ein Nachwuchs an Hausangestellten nicht
vorhanden gewesen ist . Deshalb darf man dem Arbeits¬
nachweis keinen Vorwurf daraus machen , daß er nicht
genügend Hausangestellte vermittle , sondern das liegtan den Verhältnissen .

Herr Sommer hat gesagt , das Wiederaufleben der
gewerblichen - Stellenvermittlung sei eine Schuld der
jetzigen Regierung . Das trifft nicht zu . Ich möchte
darauf hinweisen, daß diese gewerbliche Stellenvermitt¬
lung fortwährend als ein Schleichhandel betrie¬
ben wurde , (Sehr richtig !) auch in den Tagen vor dem
4 . Februar . Ich kann den Beweis dafür antreten ,
woran das liegt . Das ist damit begründet, daß der
Demobilisierungsausschuß nicht scharf genug angefaßt
hat , daß keine Bestrafungen erfolgt sind in den Fällen ,
wo es zur Meldung gekommen ist . Aus diesem Grunde
haben sich die gewerblichen Stclleuvermittler wieder
mehr erdreistet und haben sogar in aller Öffentlichkeit
die Vermittlung wieder angeboten, so daß sich Bremen
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in dieser Beziehung wieder in einer Hochkonjunktur be¬
findet .

Weitere Ausführungen , will ich nicht machen und
will Sie nur dringend bitten , unserem Antrage Ihre
Zustimmung zu geben .

Präsident : Herr de Beek hat gesagt , daß der

Antrag May etwas Hinausschiebendes bedeute. Das

scheint mir richtig zu sein, und aus diesem Grunde werde

ich über den Antrag May auf Grund des § 48 1) unserer
Geschäftsordnung zuerst abstimmne lassen . Wenn der

Antrag May angenommen wird , ist der Antrag de Beek

dadurch erledigt .
Der Antrag May wird abgelehnt .
Der Antrag de Beek wird angenommen .

Präsident : Den Antrag VI und VII wünscht
Herr Iahn zu einem Antrage zusammenzuziehen. Der

Antrag lautet in der zusammengezogenen Fassung :

Die Nationalversammlung hält zur Förderung
der körperlichen Erziehung der Jugend , zur Hebung
der Volksgesundheit und Volkswohlfahrt die Errich¬
tung von Sport - und Spielplätzen , Licht - und Luft¬
bädern in allen Teilen des bremischen Staatsgebietes
für erforderlich.

Sie setzt eine Kommission von 9 Mitgliedern ein ,
die in Verbindung mit den zuständigen Behörden
schleunigst eine entsprechende Vorlage ausarbeitet ,
und die ferner berichtet, inwieweit den Leibesübungen
pflegenden Vereinen im bremischen Staatsgebiet
Beihilfen aus Staatsmitteln gewährt werden können.

Iahn (M . -- S .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Es ist Aufgabe und Pflicht eines jeden
Staates , einer jeden Gemeinde , für die Gesundheit des
Volkes, für die Volkswvhlfahrt , für die Erziehung der
Jugend in körperlicher und geistiger Hinsicht zu sorgen.
Alle Bestrebungen , die auf diesem Gebiete liegen , sind zu
unterstützen. Alle Vereine und Körperschaften, alle Or¬
ganisationen , die sich eine Lebensaufgabe in dieser Hin¬
sicht gestellt haben , sind durch den Staat mit Staatsmit¬
teln zu fördern und nach jeder Richtung zu unterstützen.
Die Arbeiterschaft als solche hat schon frühzeitig die hohe
Bedeutung und Wichtigkeit einer körperlichen Ertüch¬
tigung erkannt und schon frühzeitig alle Bestrebungen
auf dem Gebiete der Körper - und Leibesübungen für
jung und alt beiderlei Geschlechter gepflegt und nach
Kräften gefördert und unterstützt . Allein aus der Er¬
kenntnis heraus , daß durch eine übermäßige Anstren¬
gung bei Ausübung der Berufsarbeit und vor allen
Dingen durch die gesundheitsschädlichen Einflüsse der
fast in allen Gewerben und Betrieben vorherrschenden
einseitigen Produktionsweisen , wissen die Arbeiter , daß
Turnen und Spiel nnd Sport eine Medizin ist und ein
wirksames Mittel ist , das hilft und unsere Gesundheit
nach jeder Richtung schützt . Die Arbeiterturnvereine
haben besonders auf diesem Gebiete lange Jahre Her¬
vorragendes geleistet zur Erhaltung und Hebung der

Volkskraft lind Volksgesundheit . Um nun die Förde¬
rung der notwendigen Bestrebungen durch Turnen ,
Spiel und Sport im Freien planmäßig durchgreifend
fördern zu können, um dem Volke in seiner Gesamtheit
und vor allem der Jugend Gelegenheit zu geben , in
frischer freier Luft im muntern Spiel , dem Körper und
Geist kräftigenden Turnen und Sport sich widmen z»
können, gehören in erster Linie Einrichtungen dazu ,
die es eben allen Vereinen und den Anhängern dieser
Vereine ermöglichen, sich auf diesem Gebiete zum Wohle
der Gesamtheit zu betätigen zu können. Es ist dies
eine Forderung , die schon lange von sämtlichen Organi¬
sationen , die auf diesen : Gebiete sich betätigten , an Staat
und Gemeinde gestellt sind . Es kommt uns darauf an ,
daß diese Turn - und Sportplätze geschaffen werden in
genügender Zahl . Es müssen Anlagen dieser Art in
möglichst allen Stadtteilen errichtet werden , und nicht
nur in Bremen , sondern auch im Laudgebiete , um es
allen Einwohnern möglich zu machen , diese Anlagen und
Plätze besuchen zu können, um so sich am Turnen , Spiel
und Sport beteiligen zu können. Der vorrevolutionäre
Staat in Bremen hat ja , wie auf allen Gebieten , so auch
hier versagt , und wir müssen deshalb schleunigst das
Versäumte nachholen und dafür sorgen , daß diese Ein¬
richtungen , sobald wie möglich , geschaffen werden . Herr
Präsident , meine Damen und Herren ! Wir wünsche»
vor allen Dingen , daß die Behörden , die jetzt mit die¬
ser Aufgabe betraut werden , uns nicht die Schwierig¬
keiten entgegenstellen, wie es die alte Behörde in der
vorrevolutionären Zeit getan hat . Ich will es unter¬
lassen , Vergangenes zurückzurufen. Ich will das Eine
aber nicht unerwähnt lasten, daß wir uns dagegen zu
wehren verstehen, wenn uns solche Schwierigkeiten ent¬
gegengestellt werden sollten, selbst auf die Gefahr
hin, daß einigen Herren das unliebsam auffallen
sollte . Wir wollen bei der Anlage von Sport -
und Spielplätzen nicht kleinlich sein. Wenn wir
der Ueberzeugung sind , daß etwas geschaffen wer¬
den muß , wollen wir von vornherein großzügig an
das Werk herangehen , getreu dem Grundsätze, daß für
das Volk das beste gerade gut genug ist . Die Plätze ,
die wir einzurichten gedenken , sollen etwas Mustergül¬
tiges sein . Ueber die Einrichtung der Plätze will ich mich
nicht weiter auslasten . Ich glaube , daß durch den An¬
trag , in dem wir die Niedersetzung einer llgliedrigen
Kommission verlangen , die Gewähr geboten wird , daß
die Plätze so eingerichtet werden , daß sie allen Anforde¬
rungen der Zeit , die wir auf dem Gebiete des Sports
und des Spieles stellen , gerecht werden können. Ich
möchte das Eine noch betonen , daß über die Aufsicht und

Verwaltung der Plätze die heute zu wählende Kommis¬
sion diejenige Körperschaft sein wird , die in Verbindung
mit den zuständigen Behörden die Verteilung der
Plätze und die Verwaltung und die Aufsicht der Platze
zu regeln haben wird . Daß die Plätze den beteiligten
Vereinen unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden
müssen , versteht sich von selbst. Ich will bei dieser Ge-



legenheit gleich darauf hinweisen, daß nicht nur die Ver¬
eine in den Genuß dieser Plätze gestellt werden sollen ,
sondern daß auch die Schulen in den Genuß dieser Plätze
zu setzen sind und die schulpflichtige Jugeno in den
Turn - und Spielstunden sich dort betätigen soll . Und ich
glaube , daß in der nächsten Zeit sehr viel Gelegenheit
dazu gegeben werden kann und gegeben werden Jvird .
Ich halte es für notwendig , daß die Turn - und Spiel -
stunden erweitert werden . Das kann in der Weise ge¬
schehen und wird geschehen, daß man die Re¬
ligionsstunden beschränkt , womöglich ganz besei¬
tigt und dafür der Jugend Gelegenheit gegeben
wird , draußen in der frischen Luft sich dem
Turnen und dem Spiele widmen zu können . Daß die
Kosten für diese Anlagen nicht unerheblich sein werden,
versteht sich von selbst. Aber das darf uns nicht abhal¬
ten, diesem Antrage zuzustimmen und dafür zu sorgen,
daß etwas geschaffen wird , weil es im Interesse der All¬
gemeinheit und der Volksgesundheit liegt . Ich
will noch eins hervorheben , daß neben dem
idealen Zwecke-, den wir verfolgen und vor
allem im Auge haben, auch in anderer Beziehung zum
Wohle des Staates gesorgt werden kann . Die Herstel¬
lung der Plätze soll vergeben werden als ' Notstandsarbei¬
ten . Es soll bei diesen Arbeiten eine ganze Anzahl von
Handwerkern aus fast allen Betrieben beschäftigt wer¬
den , und so wird eine Entlastung der Arbeitslosenfür¬
sorge stattfinden . Man nimmt dem Staate die Arbeits¬
losenfürsorge ab und schasst Arbeitsgelegenheit für die
Arbeitslosen , die wir in großer Zahl haben . Daß diese
Frage jetzt brennend ist, dürfte der Nationalversamm¬
lung selbstverständlich erscheinen , und ich möchte deshalb
bitten , daß wir die Kommission so bald wie möglich
wählen , um bald an die Arbeit gehen zu können und
möglichst bald zu einem greifbaren Resultate
kommen zu können . Ich will noch kurz eini¬
ges sagen zu den Beihilfen , welche den einzel¬
nen Vereinen zugestanden werden sollen . Ich
habe besonders die Vereine im Auge, die dem Arbeiter¬
turnvereine und Sportvereine angehören . Es ist selbst»
verständlich, daß bei der großen Fürsörgetätigkeit , be¬
sonders der Arbeiterturnvereine für ihre arbeitslosen
Mitglieder und bei der geringen Höhe der Vereinsbei¬
träge es diesen Vereinen sehr schwer möglich ist, diejeni¬
gen Anschaffungen, Lehrmittel , wie Gerätschaften usw .
vorzunehmen , die wünschenswert wären , um einen ein-
wandsfreien Turn - , Spiel - und Sportbetrieb aufrecht
zu erhalten . Ich will hinweisen, daß viele Vereine dazu
übergehen mußten , weil sie vor dem Kriege und während
des Krieges nicht seitens des Staates in die Lage gesetzt
sind , die Turnhallen und sonstige Räume benutzen zu
können , auf eigene Kosten Turnstätten und Hallenbanen
zu müssen , daß dieses das Budget dieser Vereine kolossal
belastete und wir deshalb der Änsicht sind , daß dieses im
Interesse der Allgemeinheit liegt und der Staat dafür
eintreten muß . Es kommt hierbei in Betracht , daß
neben diesen Einrichtungen dafür gesorgt werden muß,

daß zur Leitung von Veranstaltungen wir immer die
Leiter heranbilden mußten und dafür Aufwendungen
machen mußten , und ich habe hierzu zu bemerken , daß
der preußische Staat einen Staatsturnknrsus eingerich¬
tet hat , der im August und September in Spandau ab¬
gehalten wird und auch der bremische Staat beschlossen
hat , daß vom Arbeiterturnverein 2—3 Delegierre dahin
gesandt werden sollen . Daß dieses erheblich belastend

'
wirkt auf das Budget der Vereine und die Notwenvig-
keit vorliegt , diese Vereine durch staatliche Beihilfe zu
unterstützen, ist somit klar . Ich meine, daß alle diese
Gründe dafür sprechen , daß wir die Sache unterstützen
und daß wir zunächst einmal dafür eintreten müssen,
auf diesem Gebiete geeignete Turn - und Spielplätze her¬
zustellen , und daß man dafür eintreten muß, den betei¬
ligten Vereinen , soweit es möglich ist, durch finanzielle
Beihilfe unter die Arme zu greifen . Ich bitte Sie , die¬
sem Antrage Ihre Zustimmung zu geben . sBravo !)

Präsident : Herr Iahn , Sie sagen in Ihrem
Antrage , Sie wünschten die Niedersetzung einer Kom¬
mission , die eine Vorlage ausarbeiten soll . In Ihren
mündlichen Ausführungen haben Sie aber gesagt , daß
die Kommission auch die Plätze verteilen und sie nachher
verwalten solle . Damit würde die Kommission zu einer
Behörde werden . Ich möchte darauf aufmerksam machen ,
daß das nach unserer Verfassung und nach den Einrich¬
tungen des bremischen Staates nicht angeht . (I ahn :
In Verbindung mit den zuständigen Behörden !) Dann
würde die Kommission zu einer beständigen werden,
dann könnte die Kommission, nachdem sie ihren Bericht
erstattet hat , nicht wieder aufgelöst werden . Das geht
nicht . (Lüdeking : Das kann ja später geprüft
werden !) Wenn der Antrag angenommen wird , kann
die Frage ja in der Kommission geprüft werden.
Augenblicklich sehe ich aber keine Möglichkeit .

Karrenberg (D .) : Wir werden dem Antrage
Iahn zustimmen. Auch die Ausführungen , die er zur
Begründung des Antrages gemacht hat , können wir im
großen und ganzen durchaus als richtig anerkennen.
Das gilt namentlich insoweit, als wir die Sünden der
Väter jetzt wieder gutzumachen haben . Wenn aber
Herr Iahn in der Beziehung sagt, daß die vorrevolu¬
tionäre Regierung allzuviel auf diesem Gebiete der
Turn - und Spielplätze versäumt habe, so muß ich dazu
doch einige Bemerkungen machen . Seit dem Jahre 1886
hat sich unsere Stadt rapide entwickelt . Leider hat man
dabei etwas versehen: man hat bei Ausarbeitung des
Stadtbauplanes nicht auf die Bedürfnisse der Volks¬
hygiene genügend Rücksicht genommen. Darin ist aber
erfreulicherweise schon vor Ausbruch des Krieges eine
Besserung eingetreten . Während beim Häuserblock im
Findorssviertel und in der westlichen Vorstadt noch die
rein wirtschaftliche Auffassung ausschlaggebend gewesen
war , hat man im Schützenhofviertel auch die Einrichtung
von Sport - und Spielplätzen ins Auge gefaßt. Der
Bürgerschaft lagen schon 1910 Anträge zur Frage der
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Spielplätze vor , and auch später noch, so 1914 , sind
Anträge dazu von unserer Seite gestellt worden . Es ist
in der Sache gearbeitet , aber die Ausführung ist leider
immer wieder zurückgeschoben . So ist von der Schul -
deputatron in Verbindung mit den sogenannten zustän¬
digen Behörden , dem Gesundheitsrat , der Deputation
zur Verwaltung öffentlicher Grundstücke und der Depu¬
tation für die Stadterweiterung eineVorlage ausgearbei¬
tet worden . Sie war Oktober 1918 soweit gefördert ,
daß sie vor die Bürgerschaft hätte gebracht werden kön¬
nen . Leider ist sie dann infolge der revolutionären
Vorgänge bisher nicht in unsere Hände gelangt , was ja
sehr zu bedauern ist , aber der vorrevolutionären Re¬
gierung nicht zur Last fällt . Aufgabe der Schuldepu -
tation und der eben bezeichneten Behörden war es,
Plätze ausfindig zu machen und zu ermitteln , wie weit
durch Turn - lind Sportplätze die Schuljugend gesund -
lnitlich gefördert werden könne . Durch sorgfältige
Prüfung aller vorhandenen Plätze wurde festgestellt , daß
auf dem Streifen von Grambke bis Sebaldsbrück und
bei Woltmershausen 15 Plätze hergestellt werden kön¬
nen, die genügend groß sind , um 18 000 Kindern Ge¬
legenheit zur Ausübung von Spiel und Sport zu geben .
Die Herstellung der Plätze erfordert eine einmalige Aus¬
gabe von 360 000 wozu dann an laufenden Aus¬
gaben jährlich 30 000 kommen . Es handelt sich dabei
um die Herstellung und die Beaufsichtigung von Räu¬
men , um Honorar für Spielleiter usw . Bisher ist nichts
daraus geworden.

Der Krieg hat sogar auch die Folge gehabt, daß es
notwendig wurde , einige größere Plätze , die Turnver¬
einen znr Verfügung gestellt waren , diesen zu nehmen
und in Bewirtschaftung für die Gewinnung von Le¬
bensrnitteln zu nehmen . Das ist z . B . der Fall gewesen
beim Turnplatz an der Huckelriede , wo der Turnverein
Doventor sogar ein Gebäude auf eigene Kosten hatte
Herrichten lassen . Es wäre zu prüfen , welches Interesse
größer ist : die Volksernährung durch Parzellenwirtschaft
oder der Sport , ob es nicht doch geraten wäre , dem
Sport mehr entgegenzukommen. Auch hinsichtlich der
Einrichtung von Luft - und Lichtbädern hat die Bürger -
schaft schon 1909 einen Beschluß gefaßt . Daß wir auch
dafür sorgen müssen , liegt auf der Hand .

Der Antrag war zuerst so formuliert , daß der Se¬
nat beauftragt werden sollte , Staatsmittel für diesen
Zweck, sowie Beihilfen für die Turnvereine zur Ver¬
fügung zu stellen . Die Nationalversammlung ist aber
doch allein in der Lage , über die Verwendung von Gel¬
dern zu bestimmen. Darum sind wir mit dem Antrag¬
steller damit einverstanden , daß zunächst eine Kommis¬
sion , die hoffentlich schnell arbeitet , niedergesetzt wird .
Ich bitte Sie , den Antrag des Herrn Iahn anzuneh¬
men . (Beifall .)

H u sm ann ( ll . S .) : Meine Damen und Herren !
Schöne Worte hören wir viel , daß man uns aber ent¬
gegengekommen wäre , kann man nicht sagen . Wenn

wir Anträge gestellt haben , uns Turnhallen für Arbei¬
terturnvereine zur Verfügung zu stellen , so hat man
uns das verweigert . Wir mußten auch selbst für Turn¬
lehrer sorgen, da man uns keine zur Verfügung stellen
wollte . Unter diesen Fesseln haben wir jahrelang zu
leiden gehabt . Jetzt ist die Zeit gekommen , wo wir
fordern . Unser Turnfreund Iahn hat in seiner Be¬
gründung angeführt — in diesem Kampfe sind wir Ge¬
nossen — daß wir jetzt Staatsmittel für uns fordern,
und es wird sich dafür auch eine Mehrheit im Parlament
finden . Wir sind darüber einig in beiden Fraktionen ,
jetzt zu fordern , was uns so lange vorenthalten wurde.
Mit welchen Mitteln die Vertreter des Kapitalismus
vorgegangen sind , davon könnte ich Ihnen manches Bei¬
spiel erzählen . Wir haben um Turnhallen kämpfen
müssen auch noch während der Kriegsjahre . Wir haben
uns während der Kriegszeit auch an die Mehrheitsfrak¬
tion gewandt und da Verständnis gefunden . Waigand
und Rhein haben die Sache befürwortet , aber die Be¬
hörde hat es doch abgelehnt . Als wir forderten , daß doch
Geld aufgewandt werden möchte für Spielplätze für die
Arbeiterbevölkerung , da wurde uns gesagt, wir sollten
uns doch an den Bund für Leibesübungen wenden . Wir
danken dafür , uns mit dieser alles wieder verkleistern¬
den Organisation in Verbindung zu setzen , die nur im
preußischen Geist den Drill wieder einführen will . Wir
wollen uns die Augen nicht verkleistern lassen durch
einen Bund , der nur zu deutlich zeigt, wie er für das
Vaterland arbeiten will . Wir sind auch für das Vater¬
land , aber für ein sozialistisches Vaterland , ein solches
wollen wir aufrichten . Um ein solches zu schaffen , wol¬
len wir alle Mittel anwenden . Wir wollen die Jugend
wehrhaft machen auf den Sportplätzen . Und daß uns
solche znr Verfügung gestllt werden , das ist unser gutes
Recht : Aus nichtigen Gründen hat mau uns das bisher
verweigert . Die Bürgerschaft , die Inspektion für die
Staatsländereieu hat den Arbeiterturnvereineu keine
Plätze zur Verfügung stellen wollen . Das bekämpfen
wir , wir haben ein Recht auf solche Plätze . Zu meiner
Freude kann ich konstatieren , daß in dieser Sache unsere
beiden Fraktionen einig sind , daß es nicht so weiter
gehen soll , daß die Arbeiterturnvereine minder berech¬
tigt sein sollen wie die übrigen . Wir werden uns das
Recht erkämpfen. Auf dem Peterswerder hat man uns
keinen Platz zugestanden, weil ein einseitiger Geist
herrscht insbesoudere bei der Inspektion für die Staats -
ländereien . Es sind Staatsländereien genug vorhan¬
den , aber die Arbeiter werden bei der Verteilung nicht
berücksichtigt . Ich konstatiere, daß der Platz auf dem
Dreieck in Woltmershausen und der am Torfkanal dem
Bund für Leibesübungen übergeben sind , und als wir
vorstellig wurden , hat man uns an den Bund für Leibes¬
übungen verwiesen. In anderen Städten wie Ham¬
burg und Leipzig ist man den Arbeitern viel mehr ent¬
gegengekommen. Ich konstatiere noch , daß in Sebalds¬
brück eine Schule vorhanden ist , aber keine Turnhalle ,
so daß in der Sandwüste geturnt werden muß . Der
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Verein in Woltnrershausen hat eine Eingabe eingereicht,
aber gar keine Antwort erhalten , wohl weil er ein Ar -
beiterturuvereiu ist, trotzdem in Woltmershausen Raum
genug vorhanden ist . Ich möchte die Herren ersuchen ,
dem Antrage Iahn zuzustimmen.

Vizepräsident Klenke : Es ist Schluß der De¬
batte beantragt .

L a uts : Ich ziehe den Antrag auf Schlich zurück .

Vizepräsident K lenk e : Herr Lauts hat das
Wort .

Lauts (D .) : Meine Damen und Herren ! Zu¬
nächst möchte ich mich gegen den letzten Redner wenden,
der der Inspektion für die Staatsländereien vorgewor¬
fen hat , daß sie sich bei ihren Dispositionen von politi¬
schen Grundsätzen oder durch Rücksichten auf gesellschaft¬
liche Cliquen leiten ließe. Als Rechnungsführer der
Verwaltungsdeputation kann ich mein Wort geben , daß
niemals in irgend einer Weise derartige Motive eine
Rolle gespielt haben . (Lachen links : Vielleicht wissen
Sie nichts davon !) Ich habe jeden Kontrakt unter¬
schrieben und weiß genau Bescheid , jedenfalls besser als
Sie ! Den vorliegenden Antrag kaun ich zur Annahme
nicht empfehlen, auch nicht in der abgeänderten Form .
(Zurufe . ) Lassen Sie mich doch ausreden ! Was Sie
übersehen, ist die Schwierigkeit der Beschaffung des nö¬
tigen Geländes , (Zurufe ) welches Sie für die Spiele
zu haben wünschen . Während des Krieges haben wir
über die große Frage zu entscheiden gehabt , ob es not¬
wendiger sei , Staatsgelände für die Beschaffung von
Lebensmitteln oder zur Benutzung durch Sport und
Spiel herzugeben. Wir haben im Einvernehmen mit
der Lebensmittelkommission dahin entschieden und mit
Recht entscheiden müssen , daß zur Zeit die Ernährung
dem Spiel vorgeht . (Zuruf : Sie hätten den Exerzier¬
platz nehmen sollen !) Das haben wir getan . Wir
haben den Werder , so weit es ging , aufgeteilt , nachdem
wir bei der Militärbehörde vorstellig geworden. Wir
haben von der Militärbehörde soviel bekommen , wie die
Militärbehörde überhaupt hergeben konnte . Trotzdem
haben wir große Schwierigkeiten gehabt, die Frage zu
befriedigen. Woher sollten wir denn das Gelände neh¬
men? Einmal ist Bremen beschränkt in seinem Land¬
besitz , das weiß jeder, und deshalb ist es unmöglich, daß
wir heute in allen Stadtteilen Spielplätze anlegen . Wir
können doch unmöglich Parzellen , auf denen die Aus¬
saat durch die Beteiligten vorgenommen ist , einfach auf¬
heben , um daraus Spielplätze zu machen . Ich kann
Ihnen zu meiner Freude mitteilen , daß in den Verhand¬
lungen , die wir mit den Sportvereinen , die auf dem
Werder ihre Plätze haben, als die Frage an sie heran¬trat , diese Plätze aufgeben zu müssen , keine Schwierig¬
keiten gehabt haben, da sie die Notwendigkeit der Her¬
gäbe anerkannt haben . Wir haben ihnen soviel Platz
gelassen , wie wir eben lassen konnten. Weshalb also

diese Sachen hier in der Oeffentlichkeit ? Sirrd wir
Ihnen denn zu nahe getreten? Das ist nicht der Fall .
Ebenso möchte ich dem entgegentreten , als ob der Bremer
Staat nichts getan hätte für die Spielplätze . Wir haben
in Hastedt beim Wehrschlvß auf dem ausgehülsten Ter¬
rain , in Woltmershausen , auf dem Platze beim alteil
Schützenhof , weiter auf der Pauliuermarsch , in der
Südervorstadt Spielplätze geschaffen, das Torfbassin
ist aufgefüllt worden zu diesem Zwecke (Zuruf : Nur für
Bürgerliche !) , hören Sie erst zu , und in den Bebauungs¬
plänen für Schwachhansen und für Gröpelingen sind
große Spielplätze vorgesehen . In Gröpelingen über
öO Morgen für einen öffentlichen Spielplatz , in

'
Schwach¬

hausen — Emmastraße -Beckfeldtstraße - ist ein Platz
vorgesehen , über 10 mal so groß, wie der Domshof . Wie
können wir zu solchen Plätzen kommen ? Wir können
nicht morgen hingehen und für Staatsrechnung öl) bis
5ö Morgen kaufen ; wir können es nur erreichen durch
die llmlegung ; das ganze Terrain muß umgelegt wer¬
den auf Grund des Ümlegungsgesetzes , wobei dem
Staate 28 Prozent zufallen . Ich bin durchaus ein
großer Freund und Förderer des Sportes . Ich habe
lange Jahre in einer englischen Kolonie gelebt, wo die
körperliche Betätiguug an erster Stelle steht . Ich bin
bereit , Sie zu unterstützen, aber woher soll in Bremen
das Geld kommen , um diese Wünsche auf einmal zu be¬
friedigen ? Wir haben noch nicht einmal Frieden , wir
wissen gar nicht , wie sich unsere Zukunft gestaltet. Die
großen Schwierigkeiten liegen in Bremen in bezng auf
die Spielplätze darin , daß S i e sich nicht einigen kön¬
nen über die Benutzung der Plätze . Können Sie sich
nicht einer Zentrale anschließen , die die Benutzung der
Plätze verteilt ? Dann können Sie mit Ihren sämtlichen
Vereinen spielen, auch schon in diesem Sommer . Sie
können aber nicht verlangen , daß jeder Verein , ob er
groß oder klein ist, ein Abonnement auf einen Platz har.
Das ist nicht möglich . In der englischen Kolonie, in
welcher ich lebte, spielten heute die Bürgerlichen , morgen
die Arbeiter , übermorgen die Soldaten , das nächstemal
die Chinesen, sie haben sich darüber geeinigt , und jeder
Tag wird ausgenutzt . Hier ist es so , daß an ö Tagen
der Woche der Platz frei ist , und daß Sie am Sonn¬
abend oder Sonntag alle spielen wollen. Das geht doch
nicht . Sie müßen sich zusammentun , und Sie müssen
die Politik .aus der Geschichte herauslassen . Einigen
Sie sich, dann führt das zum Ziele . Und wenn wir aus
dem Schlammassel herausgekommen sind , können wir
diese Plätze in der Form anlegen, wie Sie sie haben
wollen . Ich bitte , bescheiden Sie sich etwas . <Bravo ! ;

Es wird Schluß der Debatte beantragt .
Rednerliste : Kaspar, Kuuvth, Rietschel , Kark -

nieyer, Tegtmeier , Schindelhauer .
Der Schluß wird genügend unterstützt.
Kunoth : Ich möchte einen Antrag stellen zu

dem Antrage Iahn :
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Die Nationalversammlung ersucht den Senat , die
zuständigen Deputationen mit einem schleunigen Be¬
richt darüber zu beauftragen , ob die Herrichtung des
freien Platzes zwischen der Gustav Deetjen -Allee und
dem Findorffviertel für Sport - und Turnplätze und
seine Ueberlassung an sportliche und turnerische Ver¬
einigungen sich ermöglichen läßt .

Soweit ich mich erinnere , steht in dem Antrage
Iahn „ schleunigst "

. Ich möchte dafür bitten , , ,in erster
Linie " zu sagen. Den Schluß bitte ich nicht anzunehmen .
Ich möchte die Versammlung bitten , mir noch Gelegen¬
heit zu geben, meinen Zusatzantrag kurz zu begründen .

Zur tatsächlichen Aufklärung R ietschel : Ich
möchte zur tatsächlichen Aufklärung feststellen , daß die
Angabe des Herrn Lauts nicht ganz stimmt. Ich möchte
hinweisen, daß die Deputation für die L-tadterweiternng
ein Grundstück verkauft hat an der Hörner Heerstraße,
welches testamentarisch für Spiel - und Turnplätze ver¬
macht worden ist, und gleichzeitig hat der Testator
20 000 ^ ausgesetzt für die Unterhaltung . Dieses
Grundstück hat die Deputation für die Stadterweiterung
verkauft an einen Herrn , der dort jetzt allein spazieren
geht , während die übrigen Leute zuschauen dürfen .

Zur tatsächlichen Aufklärung Lauts : Es handelt
sich um die Fritzewiese. Diese war testamentarisch ver¬
macht zur Anlage eines Spielplatzes . Die Prüfung
hat ergeben, daß sie sich nicht dazu eignet . (Zuruf : Wer
hat geprüft ?) Haben Sie vielleicht geprüft ? Von fach¬
männischer Seite ist geprüft worden und es ist festgestellt
worden , daß der Platz sich nicht eignet . Dann ist int
Einverständnis mit den Erben und der Senatskommis¬
sion der Platz verkauft worden mit der Bestimmung ,
daß der Erlös angelegt wird für einen Spielplatz in
Schwachhausen. Wir haben uns den Erben gegenüber
verpflichtet, diesen Erlös nebst 20 000 für Unter¬
haltungskosten anzulegen für einen Platz , der für Spiele
in Schwachhausen in Frage kommt . Also das Geld wird
verwandt Mr den Zweck , für den es bestimmt ist . Ich
möchte noch aufklären hinsichtlich des Gustrv -Deetjen -
platzes, daß derselbe Ende des Monats zum Spielen
bereit sein wird .

Zur tatsächlichen Aufklärung Kaspar : Ich
möchte feststellen , daß die Herren von der Rechten be¬
haupten , in Woltmershausen wäre auch ein Spielplatz .
Das ist nicht so . Woltmershausen hat keine Spielplätze ,
nur die Plätze an der Weser gelegen , und Sie wissen ,
daß diese sehr gefährlich sind im Sommer , so daß fast
jeder Tag seine Opfer gefordert hat . Es ist deshalb
notwendig , daß auch Woltmershausen seinen Spielplatz
bekommt .

Für den Schluß Dietz (L .-V .) : Nachdem Herr
Lauts erklärt hat , daß der Platz an der Gustav -Deetjen ?
Allee Ende dieses Monats fertig sein wird , liegt kein
Anlaß vor , den Antrag Kunoth anzunehmen und ihm

das Wort zur Begrüudnng zu geben . Ich glaube , die
übrigen Erörterungen haben gezeigt, daß wir alle klar
sind , wie wir uns zu verhalten haben . Ick bitte des¬
halb , den Schluß anzunehmen .

Kunoth : Ich möchte gege n den Schluß
sprechen .

Präsident : Das geht nicht, Sie haben schon
einmal gesprochen . Es können drei Herren f ü r oder
gegen den Schluß sprechen , aber es kann nicht einer
zweimal dazu sprechen .

Kunoth : Ich bitte das Wort zur tatsächlichen
Aufklärung .

Präsident : Ich kann unmöglich die Debatte
mit tatsächlichen Aufklärungen fortführen lassen . Ich
bm nicht verpflichtet , Ihnen jetzt das Wort zur tatsäch¬
lichen Aufklärung zu geben . Wir llimmen über den
Schluß ab.

Der Schluß wird angenommen .

Präsident : Herr Iahn , ich möchte bitten , in
Ihrem Schlußwort darauf zurückzukommen , w i e sie
sich die Tätigkeit der Kommission denken . Ich glaube
nicht , daß das richtig ist , was Sie vorhin darüber ge¬
sagt haben.

Schlußwort Iahn (M .-S .) : Die Tätigkeit der
Kommission denke ich mir so , daß zunächst einmal mit
der zuständigen Behörde darüber beraten wird , w o ge¬
eignete Sport - und Spielplätze in Bremen zu errichte»
sind , und darüber zu beraten , in welcher Weise die
Anlagen einzurichten sind , und vor allen Dingen
zu beraten , wie die Vergebung der Plätze zu
erfolgen hat und zwar in Verbindung mit den
maßgebenden Organisationen . Das ist nach meiner
Auffassung der Bremer Bund für Leibesübung und
Jugendpflege und der Arbeiter -Turn - und Sportverein .
Ich will noch einige Ausführungen machen über die
Aeußerungen des Herrn Lauts . Herr Lauts hat ge¬
sagt , daß die Deputation für die Stadterweiterung oder
auch sonst überhaupt die Deputationen sich nicht von
politischen Gesichtspunkten haben leiten lasten bei Ver¬
teilung von Plätzen zu sportlichen Veranstaltungen .
Ich will bemerken, daß ich vor langen Jahren , es mö¬
gen 10 bis 12 Jahre her sein , einmal Gelegenheit hatte,
mit einer Deputation zu verhandeln über die Verge¬
bung des Sportplatzes auf dem Peterswerder . Es ist
mir nach längeren Verhandlungen , es handelte sich um
die freie Turnerschaft Bremens , gesagt worden , wir kön¬
nen den Platz bekommen, aber wir dürfen während der
Veranstaltungen keine aufreizenden Lieder singen und
keine aufreizenden Reden halten . Daraus ist zu ersehen ,
daß man sich wohl hat leiten lasten bei Vergebung der
Plätze von politischen Gesichtspunkten. Ich möchte noch
bemerken , daß ich der Ansicht bin , daß bei Anlage dieser
Plätze wir nicht danach zu gehen haben , ob sich hier oder
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dort Schwierigkeiten in der Geländefrage ergeben. Ich
bin überzeugt, eine Kommission wird geeignete Plätze
ausfindig machen in allen Stadtteilen . Ich bin der
Anficht , und habe es in meinen ersten Ausführungen
gesagt entgegen den Ausführungen des Herrn Lauts ,
Laß die finanzielle Seite dabei nicht ausschlaggebend
sein kann . Ich bin der Ueberzeugung, und wenn es
ein paar Hunderttausend Mark kostet, (Oho !) daß alles
daran zu setzen ist, um diese Sport - und Spielplätze
für die Allgemeinheit errichten zu lassen nnd daß dabei
die Finanzfrage eine ganz untergeordnete Rolle spielt
( Zwischenrufe. Unruhe . Glocke.) gegenüber der Bedeu¬
tung , die die Sache für den Staat nnd die Allgemein¬
heit hat . Ich bitte Sie , diesem Antrage zuzustimmen
im Interesse des Volkswohles nnd der Allgemeinheit .
Ich möchte Sie deshalb bitten , meine Damen und Her¬
ren , dem Antrage zuzustimmen im Interesse des Volks¬
wohls , im Interesse des Wohles der Allgemeinheit .
(Beifall .)

Präsident : Wir kommen znr Abstimmung .
Herr Iahn beantragt :

Die Nationalversammlung hält znr Förderung
der körperlichen Erziehung der Jugend , znr Hebung
der Volksgesundheit nnd Volkswohlfahrt die Errich¬
tung von Sport - und Spielplätzen , Licht- nnd Luft¬
bädern in allen Teilen des bremischen Staatsgebiets
iür erforderlich.

Sie setzt eine Kommission von 9 Mitgliedern ein,
die in Verbindung mit den zuständigen Behörden
schleunigst eine entsprechende Vorlage ausarbeitet ,nnd die ferner berichtet , inwieweit den Leibesübungen
pflegenden Vereinen im bremischen Staatsgebiet Bei¬
hilfen aus Staatsmitteln gewährt werden können .

Dazu beantragt Herr K n n v t h den Zusatz :
Sie beauftragt ferner die Kommission, in erster

Linie darüber zu berichten, ob die Herrichtung des
freien Platzes zwischen Gustav-Deetjcn -Allee

'
und

dem Findorffviertel für Sport - nnd Turnplätze nnd
seine Neberlassung an sportliche nnd turnerische Ver¬
einigungen sich ermöglichen läßt .

Der Antrag Kunoth wird angenommen .
Der so erweiterte Antrag Iahn wird angenommen .
Präsident : Herr Hormann , Sie wünschten

das Wort znr Geschäftsordnung?
Hör m a n n (D .) : Ich verzichte .
Präsident : Antrag Nr . VIII , betreffend

Einrichtu ng eines V e r d i n g n n g s am t s ,kommt auf die nächste Tagesordnung .
Den Antrag IX , betreffend die U nter st ü tz u n g

v o n W i t w e u z n r A u s b i l d u n g r h r e r S ö l/ -
n e , will der Antragsteller , Herr Diekmann , erweitern ,er zieht ihn vorläufig zurück.

X . Antrag , betreffend die Residenzpflicht der Beamten ,
Die Nationalversammlung beschließt : „Das

Gesetz vom 29 . Juni 1910 , betr . Zusätze zum Beam¬
tengesetze nnd zum Gesetze, betr . die Ausführung
des Gerichtsverfassungsgesetzes (G . Bl . 1910) wird
sofort außer Kraft gesetzt .

"

Hoskamp (M . -S .) : Meine Damen und Herren !
Als im November 1870 die Verfassung des Deutschen
Reiches vereinbart wurde , wurde auch das Gesetz des da¬
maligen Norddeutschen Bundes über die Freizügigkeit
unverändert übernommen . Der § l des Freizügig -
keitsgesetzcs sagt :

Jeder Bundesangehörige hat das Recht , inner -,
halb des Bundesgebietes : 1 . an jedem Orte steh auf¬
zuhalten oder niederzulassen, wo er eine eigene Wch-
nung oder ein Unterkommen sich zu -' erschallen im
stände ist.

In der Ausübung dieser Befugnisse darf de :
Bundesangehörige , soweit nicht das gegenwärtige
Gesetz Ausnahmen zuläßt , weder durch die Obrigkei!
seiner Heimat , noch durch die Obrigkeit des Ortes , in
welchem er sich aufhalten oder niederlassen will, ge
hindert oder durch lästige Bedingungen beschränkt
werden.

Ausnahmen :
Insoweit bestrafte Personen nach den Landesge¬

setzen Aufenthaltsbeschränkungen durch die Polizei¬
behörde unterworfen werden können , behält es dabei
sein Bewenden.

Solchen Personen , welche derartigen Aufent¬
haltsbeschränkungen in einem Bundesstaate unterlie¬
gen , kann der Aufenthalt in jedem anderer Bundes¬
staate von der Landespolizeibehörde verweigert
werden.

Es handelt sich um Personen , die der öffentlichen
Armenpflege zur Last fallen.

§ 3 letzter Absatz lautet :
Die besonderen Gesetze und Privilegien einzel¬

ner Ortschaften und Bezirke , welche Aufenthaltsbe¬
schränkungen gestatten, werden hiermit aufgehoben .

Daraus geht unzweifelhaft hervor , daß jedem ein
zelnen deutschen Staatsbürger gestatten ist , seinen
Wohnsitz dort zu nehmen, wo er Lust hat, wo er glaubt,
sein und seiner Familie Auskommen zu finden . Eine
Ausnahme davon machen leider Gottes die Beamten ,
oder wenigstens ein Teil der Beamten . Mau hat in
verschiedenen Bundesstaateu den Beamten Beschrän¬
kungen bezüglich ihres Wohnens auferlegt . Hier in Bre
men ist man erst im Jahre l9I0 dazu gekommen , bis
dahin war eine Wohnpflicht für die Beamren nicht vor¬
gesehen . Veranlassung zu dem Erlaß dieses Gesetzes
war die Aufhebung des Reichsgejetzes über die bestehende
Doppelbesteuerung, bzw . die Abänderung dieses Ge -
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setzes . Früher wurden die Beamten in dem Staate be¬
steuert, von dem sie ihr Gehalt bezogen. l909 wurde
das Gesetz, betreffend die Doppelbesteuerung , abgeän¬
dert , und es mußte jeder Bemme dort seine Steuern
bezahlen , wo er seinen Wohnsitz bat . Das veranlaßte
den bremischen Staat , ein Gesetz zu erlassen, welches die
Beamten verpflichtet, innerhalb des bremischen Staats¬
gebiets Wohnsitz zn nehmen , nur zu dem Zwecke, um
die Steuersumme dieser Beamten Bremen zuzuführen .
Dabei hat man sich anscheinend von dem Gedanken
lecken laßen , daß die Beamten an sich ganz besonders
leistungsfähige Steuerzahler seien . Ist diese Meinung
auch sehr erfreulich, so sind doch tue Bemmen nicht die
besten Steuerzahler , und heute erst rechi nicht , dank chrer
min malen Einnahmen . Es war aber noch ein anderer
Grund , der manche Mitglieder der damaligen Bürger -
schaf : veranlassen konnte, das Wohnpslichtgesei , anzuneb-
meu Und zwar handelte es sich um Mitglieder aus
Vremerhaven , die ein Interesse daran halten , die nicht
gerade gängigen Wohnungen an Beamte zn vermieten .
Ein großer Teil der Beamten in Bremerhaven wohn¬
ten außerhalb der Stadt Bremerh wen , was gewiß den
Hausbesitzern Bremerhavens ein Dmn im Auge war .
Das hat den Anlaß dazu gegeben , daß das famose
Wohnpflichtgesetz zustande gekommen ist . Die Beamten¬
schaft namentlich der Hafenstädte hat besonders unter
dieser Beschränkung zu leiden . In den Nachbarorten
waren die Wohnungen moderner und billiger , bedeu¬
tend billiger , die Beamten konnten aber dort keine Woh¬
nungen nehmen , weil ihnen das von der Behörde ver¬
boten war . Jetzt haben wir jedenfalls Veranlassung ,
diese Sache ein für allemal aufzuheben. Meine Partei
ist von jeher Gegnerin von Ausnahmegesetzen gewesen ,
(Zuruf von den U . S . : Belagerungszustand ? ) ist darum
auch gegen dieses Ausnahmegesetz. Es ist das ein un¬
würdiger Zustand , der sobald als möglich beseitigt wer¬
den muß . Er entspricht nicht dem Geiste der neuen
Zeit . Vor allen Dingen ist es auch deswegen notwen¬
dig, weil die Wohnungsnot in den Hafenstädten sehr
groß ist . Die Beamten in der Stadt Bremen haben
nicht so sehr unter diesem Wohnpflichtgesetz zu leiden,
obgleich auch einige obere Beamte in Schierbrock einen
Landsitz haben . Mit Rücksicht auf die kleinen und mitt¬
leren Beamten , denen es schwer fällt , hohe Miete zu
zahlen , sollte ein für alle mal mit dem Gesetz gebrochen
weiden . Ich bitte , dem Antrage Ihre Zustimmung
zn geben . (Beifall .)

Präsident : Herr Hoskamp, sollte es sich nicht
empfehlen, den Antrag etwas abzuändern und zu sagen:
Die Nationalversammlung ersucht den Senat , das Ge¬
setz usw . außer Kraft zu setzen ? An der Sache selbst
würde dadurch nichts geändert . Wenn wir beschließen ,
das Gesetz aufzuheben , hat der Senat immer das acht¬
tägige Vetorecht.

Hoskamp : Ich möchte doch vorziehen, daß wir
sagen : „Die Nationalversammlung beschließt " .

Degen ha rdt (D .) : Nach den Darlegungen deS
Herrn Hoskamp kann ich mich sehr kurz fassen . Wir
stimmen der Aufhebung des Gesetzes zu , das tatsächlich
eine Ausnahmebestimmung für die Beamten enthält ,
und schon aus dem Grunde sind wir für Aufhebung des
Gesetzes . Die Beamten in Bremerhaven müssen ohne
weiteres das Recht haben , ihren Wohnsitz zu nehmen,
wo sie wollen , auch in den anderen Unterwcserorten .
Unsere Fraktion wird dem Antrage beitreten .

Präsident : Die Verhandlung ist geschlossen .
Wir kommen zur Abstimmung .

Zur Geschäftsordnung
Dr . Künkler (U . S .) : Zur formalen Frage

über die Form des Beschlusses möchte ich bemerken, daß
die Nationalversammlung das Recht hat , ein Gesetz zn
beschließen . Darum sollte die Nationalversammlung
einfach das bezeichnete Gesetz aufheben.

Präsident : Wie würden Sie die Formulie¬
rung vorschlagen, Herr Doktor ?

Dr . Künkler : Ungefähr so : Das Gesetz vom
29 . Juni 1910 , betreffend Zusätze zum Beamtengesetz
und zum Gesetz betreffend die Ausführung des Gerichts¬
verfassungsgesetzes, wird außer Kraft gesetzt.

Präsident : Gut , beschließen wir so : Das Ge¬
setz , betreffend so und so wird außer Kraft gesetzt, und
wir ersuchen den Senat , das weitere zu veranlassen .

Dr . Künkler : Das ergibt sich dann von selbst.
Präsident : Wir können aber doch den Senat

darum ersuchen .
Wenhold (D .) : Es handelt sich um eine rein for¬

male Sache , darin stimme ich Herrn Dr . Künkler zu,
aber ich möchte doch dafür sein , daß wir bei der vorlie¬
genden Fassung bleiben .

Präsident : Ich habe nichts dagegen, aber es
wäre gut , wenn wir uns ein für allemal festlegen , ob
wir den Senat besonders darauf hinweisen.

Herr Hoskamp verzichtet aufs Schlußwort .
Der Antrag wird in der vorliegenden Fassung an¬

genommen.
XI . Antrag , betreffend die Fähre bei Woltmershausen .

Die bremische Nationalversammlung ersucht den
Senat , die zuständige Behörde mit einem schleunigen
Bericht darüber zu beauftragen , ob es sich nicht
empfiehlt , die unentgeltliche Benutzung der Dampfer-
Fähre zwischen Woltmershausen und dem rechten
Weserufer wieder einzuführen .

Präsident : Ich möchte gleich bemerken, daß
von Herrn Kaspar und Genossen folgender Zusatz-
antrag eingereicht ist :

Die Verbindung zwischen beiden Ufern erfolgt
allviertelstündlich.
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Herr Kaspar , sind Sie damit einverstanden , wenn
wir sagen : . , . wieder einzuführen mit allviertelstünd -
licher- Verbindung ?

Kaspar istl . S .) : Jawohl .

Tegtmeier (D .) : Bevor ich meinen Äntrag
kurz begründe , möchte ich bitten , mir zu erlauben , den
Antrag etwas zu ändern , und zwar in Bezug auf die
Schlußworte . Ich habe in dem Antrage gesagt „wieder
einzuführen"

, ich möchte sagen „ beizubehalten "
. Im

Augenblick ist nämlich die Benutzung der Fähre noch un¬
entgeltlich , aber die Polizeidirektion ist damit vorgegan¬
gen , vier Beamte anzustellen und hat Auftrag auf Her¬
stellung eines Drehkreuzes und einer Wärterbude ge¬
geben . Da wir wissen , daß der Staat , wenn er einmal
etwas hat , es festhält, so ist es nach meinem Dafürhalten
besser, vorbeugen als später heilen. Deshalb habe ich
den Antrag gestellt .- Zur Begründung möchte ich kurz
folgendes sagen.

Bekannt wird es sein , daß ursprünglich die Ver¬
bindung zwischen Woltmershausen und dem rechten
Weferufer durch Ruderböte aufrecht erhalten wurde .
Aber kurz vor dem Kriege ist dort ein großes Unglück
passiert, es sind dabei verschiedene Menschen verunglückt.
Aus diesem Grunde hat der Staat beschlossen, eine
Dampferfähre einzurichten . Seinerzeit wurde mit der
Reederfirma Riedemann ein Vertrag geschlossen, da¬
hingehend : Die Firnia Riedemann übernimmt den
Fährbetrieb gegen Zahlung von 32 000 pro Jahr .
Durch die außerordentlich gesteigerten Rohmaterialien ,
durch die Erhöhung der Kohlenpreise und letzten Endes
durch die außerordentlich hohen Mannschaftslöhne hat
sich die Firma Riedemann nicht mehr in der Lage befun¬
den , diesen Betrieb für 32 000 -K weiter zu führen . Die
Firma verlangt jetzt 87 180 und die Polizeibehörde
ist der Meinung , daß diese Kosten vom Staate nicht
allein getragen werden können, sondern auf die Benutzer
abgewälzt werden müssen . Wenn wir in Betracht ziehen,
daß täglich eine große Zahl werktätiger Arbeiter und
Arbeiterinnen diese Fähre benutzen , und wenn Sie in
Betracht ziehen , daß viele Parzellisten in Woltmers¬
hausen ihre Parzelle haben und diese Fähre benutzen ,und daß außerdem die Fähre benutzt wird von vielen
Jugendlichen , die die Badeanstalt aufsuchen und von
vielen Familienmitgliedern , die sich am Strande er¬
götzen wollen, so ist es ohne weiteres zu verstehen, daß
das Budget dieser Familien ganz erheblich .belastet wird,und diese Familien , die meistens zu dem kleinen Bür¬
gerstande gehören, und die , wie man zu sagen pflegt,
nicht auf der Sonnenhöhe des Lebens stehen , diese Fa¬
milien sollen nun in der Weise belastet werden ? Wenn
in anderer Weise der Staat mit der einen Haut) etw as
tut , um eine körperliche und sittliche Ertüchtigung der
Jugend herbeizuführen , so verstehe ich nicht , wie er auf
der andern Seite diesen Sportbewegungen hindernd sich
ihnen hier in den Weg legt. Dabei dürfen wir nicht

vergessen , daß die Benutzung der Fähre Allgemeingut
ist und vom Staate unterhalten wird . Mit demselben
Rechte könnten wir verlangen , wenn keine unentgeltliche
Benutzung der Fähre eingeführt wird , daß zur Unter¬
haltung der Brücken auch ein Brückengeld eingeführt
wird . Aus diesem Grunde halte ich es nicht für ange¬
bracht, daß der Betrieb der Fähre entgeltlich gemacht
wird . Ich bin des weiteren der Meinung , daß für den
Staat nicht viel herauskommen wird , weil die Unterhal¬
tung der Beamten und der Wärterbude usw . auch Geld
kostet. Ich bitte, es beim jetzigen Zustande bewenden
zu lassen , und da es sich nur um einen Bericht handelt ,
so möchte ich Sie bitten , diesem Antrage zuzustimmen.

Becker (M .-S .) : Im Namen meiner Frakuon
habe ich die Erklärung abzugeben, daß wir dem Antrage
zustimmen werden, wenn der Antrag dahin geändert
wird , daß ein Bericht über die unentgeltliche Benutzung
aller Fähren zwischen dem linken und rechten Weser¬
ufer angefordert wird . Es wird irrtümlicherweise an¬
genommen, daß die Einrichtung für jeden Fall getrof¬
fen sei . Zwar ist diese Einrichtung für den öffentlichen
Verkehr getroffen worden , aber in der Hauptsache seiner¬
zeit für die Arbeiter und letzten Endes erst für die Spa¬

ziergänger und Strandbesucher , von denen der Antrag
eigentlich ausgegangen ist. Mit demselben Rechte , wie
diese die unentgeltliche Benutzung der Fähre bean¬
spruchen , können andere die unentgeltliche Benutzung be¬
anspruchen für andere Fähren , so am Sielwall und
überhaupt zwischen dem linken und rechten Weferufer.

Präsident : Wollen Sie Ihren Antrag stimu¬
lieren .

Kaspar ( U . S .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Ich möchte hier feststellen , daß wie m allen
diesen Fragen Woltmershausen stiefmütterlich behandelt
worden ist, so auch hier . Woltmershanfcn Ost nämlich
eine Vorstadt , aus Arbeiterbevölkerung zusammengesetzt ,
die größtenteils auf dem rechten Wesernser arbeitet .
Nun ist die Fährverbindung im letzten Halbjahre der¬
artig unregelmäßig erfolgt , infolge eines großen Un¬
glücks beim Fähranleger , daß die Verbindung nur stünd¬
lich ist anstatt früher viertelstündlich. Aus diesem
Grunde ist seit Monaten ein Protest an die damalige
Regierung abgegangen . Die damalige Regierung hat
nicht geantwortet , hat uns aber an die Polizeidirektivn
verwiesen und daraufhin haben die betreffendenArbeiter
den Bescheid erhalten , sich an das Wafferbanamt zu wen
den . Nun ist in den letzten Tagen die Sache in der
Weise erledigt worden, daß die Verbindung mit dem
morgigen Tage wieder eingestellt werden soll. In der
früheren Zeit war es so, daß bei derartigen Unter¬
brechungen ein Notanleger festgelegt wurde. Das hielt
man früher bei der damaligen Regierung nicht für mög¬
lich . Die Leute mußten während des ganzen WmttrS
die Wege umzu machen und hatten große körverliche
Leistungen zu vollbringen . Nun stimmt das auch nickst ,
was von der Rechten behauptet wird , indem seinerzeit
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der Privatunternehmer , welcher die Fährverbindun ^
herstellte, auf Grund der höheren Lohnzahlungen eine
andere Entschädigungsskala verlangte . Wir snid unter¬
richtet, daß gerade der Privatunternehmer , ich glaube
Riedemann heißt er , daß der den abgeschlossenen Ver¬
trag mit dem Transportarbeiterverbande nicht innege¬
halten hat , also die höheren Löhne nicht aezahlt hat ,
folglich kommt er auch nicht für uns in Betracht , daß er
jetzt die Löhne bezahlt . Für uns kommt in Frage , daß
der Staat , falls höhere Leistungen erfolgen müßten ,
dem Privatunternehmer Zuschüsse machen müßte . Das
ist nicht erfolgt . Wir sind nun soweit unterrichtet , daß
von den die Fähre benutzenden Arbeitern 75 F im Mo¬
nat erhoben werden soll , während jeder .̂ -Beliebige 5 o
für jede Fahrt geben soll . Wenn Sie den Verkehr, der
sich im Sommer ergibt , verfolgen , werden Sie sehen ,
wieviel Menschen nach Woltmershausen ziehen, um dort
Licht und Sonne zu genießen. Da ist es nicht gut , diesen
Leuten eine solche Steuer aufzuerlegen . Sie trifft meist
die minderbemittelte Bevölkerung . Sie sollten sich
nicht mitschuldig machen , daß den Armen dieses bißchen
Licht und Luft noch verteuert wird . Ich möchte sagen ,
daß gerade die Wvltmershauser Anwohner darauf be¬
stehen , daß nicht allein der Antrag der Rechten zur
Durchführung gelangt , sondern daß die alte Fährver -
bindung , wie sie früher bestanden hat , viertelstündlich
wieder hergestellt wird . Daß es möglich sein wird , be¬
weist , daß der Dampfer ja doch immer die ganze Zeit
über unter Dampf daliegen muß . Es liegt ihnen daran ,
daß die Verbindung viertelstündlich hergestellt wird .
Ich glaube , ein großer Kostenaufwand wird nicht er¬
folgen.

Pieper (D .) : Herr Präsident , meine Damen
und Herren ! Die Unterhaltung der Fähre nach Wolt¬
mershausen ist unbedingt im Interesse der Arbeiterschaft
und der erholungsbedürftigen Bevölkerung der west¬
lichen Vorstadt und sollte unentgeltlich belassen werden.
Ich möchte mich kurz fassen und in anbetracht des hohen
Preises bitten , gleichzeitig einen Bericht darüber zu ver¬
langen , ob es sich nicht empfiehlt, diese Fähre überhaupt
in staatliche Verwaltung zu bringen . Ich weiß aus alter
Erfahrung , daß mancher Dampfer in den Häfen unbe¬
nutzt herumliegt , daß z . B . die Eisbrecher nichts zu tun
haben und in den. Häfen liegen, und da würde der Staat
bedeutend billiger fahren , wenn er die Fähre in eigene
Verwaltung nimmt , und wir werden weit mehr in der
Lage sein , den berechtigten Wünschen der Arbeiterschaft
und der erholungsbedürftigen Bevölkerung Rechnung
zu tragen . Ich möchte bitten , dem Antrage zuzustim¬
men,

ob es sich empfiehlt , daß der Staat die Sache in eigene
Verwaltung nimmt .

Präsident : Der Antrag Becker lautet :
Die bremische Nationalversammlung ersucht den

Senat , die zuständige Behörde mit einem schleunigen
Bericht darüber zu beauftragen , ob es sich nicht

empfiehlt , die unentgeltliche Benutzung sämtlicher
Fähren zwischen den beiden Wesernfern einzuführen .

Bürgermeister Deich mann (M .-S .) : Herr
Präsident , meine Damen und Herren ! Mit dem abge¬
änderten Antrage Tegtmeier kann man wohl einver¬
standen sein . Er besagt, daß die zuständige Behörde auf¬
gefordert wird , einen schleunigen Bericht in dieser Sache
zu geben . Wenn ich das Wort zu diesem Punkte ergreife,
so tue ich es , um einige Richtigstellungen zu geben . Die
Vorgänge sind von Herrn Tegtmeier richtig dargestellt
worden . In den letzten Jahren sind vom Staate pro
Jahr 32- oder 33 000 für die Fähre aufgewendet
worden . In diesem Jahre ist der Antrag gestellt wor¬
den , nicht mehr 32- oder 33 000 -F , sondern 87 000 -F
pro Jahr dafür aufzuwenden . Die provisorische Regie¬
rung hat sich damals mit dieser Angelegenheit befaßt
und ist zu dem Beschluß gekommen , daß es Wohl ratsam
sei , diese Fähre in Staatsbetrieb zu übernehmen . Die
jetzigen Abmachungen gelten , soweit ich unterrichtet bin ,
auch nur für 3 Jahre , damit wir bald Gelegenheit be¬
kommen , eventuell diese Frage zur Entscheidung zu
bringen . Diese 55 000 - L , die pro Jahr aufgebracht
werden müssen , können unmöglich weiter bei dem
Stande unserer Finanzen so ohne weiteres aus der
Staatskasse gegeben werden . (Zuruf von den U . S . :
Die Senatsgehälter müssen heruntergesetzt werden.)
Die Fährangelegeuheit hat nichts mit Senatsgehältern
zu tun . Wie liegen die Dinge ? Außer diesen 55 000
wird eine Reihe anderer und höherer Anforderungen
an die Staatskasse gestellt , die finanziell schwer ins Ge¬
wicht fallen . Wer die finanzielle Ordnung aufrecht er¬
halten will , muß dafür sorgen, daß auch die notwendi¬
gen Einkünfte dafür geschaffen werden . In diesem
Falle läßt sich nichts anderes tun , als ein mäßiges Fähr¬
geld zu erheben . Es sollen , wie abgemacht ist, 5 Z er¬
hoben werden . (Zuruf : Darüber entscheiden wir !) Nun
ist es richtig, daß es vorwiegend Arbeiterkreise sind , die
die Fähre benutzen. Letzten Endes haben aber auch die
Arbeitgeber ein Interesse an der Fähre . Wir haben
uns die Wetterführung des Fährbetriebes so gedacht,
daß die in Frage kommenden Arbeitgeber die Arbeiter¬
karten lösen würden . Nun ist gesagt, ja , wenn man für
andere Fragen so und soviel Geld übrig hat , müsse man
auch für diese Einrichtung Mittel haben . Mit dieser
Frage ist in Verbindung gebracht woroen die Benutzung
der vorhandenen Brücken . Meiner Ansicht nach hinkt
der Vergleich. Wenn der Staat Wohltaten erweist, müs¬
sen sie möglichst allen erwiesen werden , und hier bei die¬
ser Fähre haben wir es nur mit einem geringen Teile
der Bevölkerung zu tun , was bei den Brücken nicht ge¬
sagt werden kann . Andererseits kommt in Frage , wenn
diese Einwohner die Straßenbahn benutzen, sie täglich
weit mehr aufwenden müssen und zwar statt 10 F
30 F . Es ist letzten Endes eine finanzielle Frage , und
wenn man sich darüber klar ist , daß man die finanzielle
Frage in diesem Sinne zu lösen gedenkt , so wird später
dem ja nichts im Wege stehen , andere Einrichtungen be-
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züglich der Fähre zu treffen . Im übrigen vertrete ich
den Standpunkt , sofern es irgend möglich und nutzbrin¬
gend ist, den privaten Fährbetrieb zum Staatsbetrieb
umzuwandeln . Diese Umwandlung darf sich aber nicht
auf diese Fähre bei Woltmershausen allein beschränken ,
sondern muß auf alle Fähren angewandt werden , um so
eine nützliche Einrichtung für die Gesamtheit zu schaffen .

Präiident : Die Verhandlung ist geschlossen.
Tegt meier verzichtet aufs Schlußwort .
Präsident : Wir kommen zur Abstimmung .
Der weitestgehendeAntrag ist der Antrag Becker

über ihn muß zunächst abgestimmt werden :
Die bremische Nationalversammlung ersucht den

Senat , die zuständige Behörde mit einem schleunigen
Bericht darüber zu beauftragen , ob es sich nicht
empfiehlt, die unentgeltliche Benutzung sämtlicher
Fähren zwischen den beiden Weserufern einzuführen .

Dazu liegt der Antrag Kaspar vor :
wobei für die Woltmershauser Fähre viertelstündige
Verbindung einzurichten ist .

Weiter der Antrag Piep e r :

Gleichzeitig ersucht die Nationalversammlung
den Senat um einen Bericht darüber , ob es sich nicht
empfiehlt, die Fähre in Woltmershausen in staatliche
Verwaltung zu nehmen.

Wenn der Antrag Becker abgelehnt ist — gleichgül¬
tig ob mit oder ohne die Zusatzanträge — kommt der
Antrag Tegtmeier zur Abstimmung, der Ihnen ja ge¬
druckt vorliegt , mit der Aenderung statt „ wieder einzu¬
führen "

„beizubehalten " und eventuell mit den von den
Herren Kaspar und Pieper beantragten Einschaltungen.

Der Zusatzantrag Pieper wird angenommen.
Der Zusatzantrag Kaspar wird angenommen.
Der Antrag Becker wird mit den von Pieper und

Kaspar beantragten Zusätzen angenommen .
Der Antrag Tegtmeier ist dadurch erledigt .

Schluß der Sitzung 8 Uhr 3 Minuten .
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